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Vor der Wahl: Wächst die Kluft zwischen Bevölkerung und Politik?
Die SED-Opfer hoffen auf Laschet. Baerbock kann bei VOS-Mitgliedern bisher nicht punkten 
Es ist noch etwa ein Vierteljahr, bis 
es heißt: Deutschland wählt eine
neue Bundesregierung. Was erwar-
tet uns nach der Wahl? Wer wird 
das neue Gesicht auf dem Kanz-
ler(innen)-Thron? Laschet, 
Baerbock oder doch noch Söder? 
Die Aufregung ist nicht allzu groß,
zumal sich im Ergebnis – wie im-
mer es aussehen mag – eher vieles 
um Frau Merkel, die das Amt ab-
gibt, drehen wird. 16 Jahre Kanzle-
rinnenschaft, das ist wahrlich eine 
Leistung. Und doch stellt sich an-
gesichts dieses politischen Mara-
thons die Frage nach einer generel-
len Limitierung der Amtsdauer. 
Man muss kein Merkel-Gegner 
sein, um zu sagen: Zwölf Jahre hät-
ten gereicht. Zu sehr ist der Stern 
von Frau Merkel zuletzt verblasst. 
Die Regierungsflotte, die ihr anver-
traut war, trieb zusehends dahin. 
Die vielen misslungenen Versuche, 
in der Corona-Krise ein sicheres 
und einheitliches Konzept zu ent-
wickeln und durchzusetzen waren 
noch einmal beispielgebend für 
Merkels gesunkene Autorität, sie 
führten letztlich zur Erkenntnis, 
dass die Kanzlerin überfordert war. 
Sie überzeugte weder in der Regie-
rung noch in ihrer Partei. Stumm 
sah sie zu, wie sich Laschet und 
Söder einen öffentlichen Kampf um 
die Kanzlerkandidatur lieferten, an 
dem die Unionsparteien beinahe 
zerbrochen wären. Hätte nicht 
Söder, der im Hinblick auf die Sep-
tember-Wahlen für die Union zu-
mindest eine Mehrheit gegen B‘90/
Grüne garantiert hätte, einen Rück-
zieher zur Rettung des Parteifrie-
dens und deren Ansehens gemacht, 

wäre es wahrscheinlich zu einem 
Desaster gekommen. 

Dies alles heißt freilich nicht, 
dass Armin Laschet, sollte er die 
Wahl gewinnen, kein guter Kanzler 
werden kann. Unter Laschet hat 
sich das größte Bundesland NRW, 
das mehr Einwohner hat als die 
fünf Ost-Bundesländer zusammen,
von den Folgen der SPD- Regent-
schaft schnell erholt, und er hat
sich im Rennen um die Kanzler-
kandidatur gegen den populäreren
Konkurrenten Söder durchgesetzt. 
Laschet ist fleißig, zuverlässig und 
politisch versiert. Und in Andeu-
tungen war zu erkennen, dass er –
wiewohl er das Thema ausspart –
den Merkel’schen Kurs nicht bei-
behalten wird. Laschet grenzt sich 
klar nach links und nach rechts ab. 
Die Frage ist allerdings, wird er, 
der Beharrliche und Unumstößli-
che, gegen die Frische einer Frau 
Baerbock ankommen, und wird es
bei möglichen Stimmenverlusten 
nach der Wahl eine Regierung ohne 
CDU/CSU-Beteiligung geben? 

Leider steht die Personalfrage viel 
zu sehr im Vordergrund. Wir disku-
tieren kaum noch über Deutsch-
land, über das, was vor uns liegt:
Energiewende, gesetzliches Klima-
ziel, schwer bezifferbare Steuerer-
höhungen für das Heizen, schwin-
delnd hohe Kreditbelastungen
durch COVID 19, beängstigende 
außenpolitische Konflikte. Trauen 
wir Frau Baerbock zu, das alles zu 
bewältigen?

Allein mit dem umstrittenen Pro-
jekt Nordstream Zwei hat sich 
Deutschland in ein unglückseliges 
Vorhaben eingelassen. Wir pum-

pen, sollte die Fertigstellung gelin-
gen, Unmengen an Erdgas ins Land 
und erhöhen – für Frau Merkel eine 
Selbstverständlichkeit – zugleich 
die Umweltsteuer drastisch. Auf 
der anderen Seite stopfen wir den 
Oligarchen Russlands für dieses
Erdgas Unsummen an Euros in die 
Taschen, und Putin, der am meisten 
profitiert, heizt mit unserem Geld 
wiederum die Konflikte in Nahost 
an, damit noch mehr Menschen 
fliehen, sich in der Türkei sammeln
und Herr Erdogan damit ein wirk-
sames Druckmittel gegen die EU in 
die Hand bekommt.

Wir als VOS haben zusätzlich das
Problem, dass sich niemand mehr 
um uns kümmern will. Da ist die 
Berufung eines Opferbeauftragten. 
Die derzeitigen Regierungsvertre-
ter*innen können sich nicht eini-
gen. Und dies nicht, weil sich nie-
mand Kompetentes fände, sondern 
weil es wieder um Pfründen und 
gute Posten geht. 

Ja, es ist durchaus eine Schande, 
dass auf dem Rücken der rapide an 
Zahl abnehmenden SED-Opfer 
auch hier vor einem Postenpoker
nicht Halt gemacht wird. Es ist er-
neut eine Verfahrensweise, die die
Glaubwürdigkeit der Politik schmä-
lert. Es wäre, um eine unanfechtba-
re Entscheidung herbeizuführen, 
ratsam, die bzw. den Beauftragen 
erst nach der Bundestagswahl zu 
berufen und vorher eine ernsthafte
Anhörung der Opferverbände an-
zuberaumen. Warum ist bisher 
niemand auf diesen Gedanken ge-
kommen? Ganz einfach: Weil es 
vielleicht (gar nicht) um die SED-
Opfer geht? B. Thonn
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Liebe Kameradinnen und Kamera-den, ich hoffe, für Sie bzw. euch hat das Leben in der gegenwärti-gen Situation nicht zu sehr an Qua-lität verloren und wir bleiben trotz unseres zweifellos vorgerückten Alters zuversichtlich, aufgeschlos-sen und allesamt gesund.Vor zwei Monaten, als ich die vorige Fg auf den Weg brachte, habe ich (und nicht nur ich) nicht geglaubt, dass wir als ganze Nati-on, als Europäer, vielleicht als ge-samte Menschheit in eine derartige Krise geraten könnten. Nun jedochhaben sich innerhalb weniger Tage für uns alle Umstände ergeben, auf die wir nicht gefasst waren und mit denen wir dennoch leben, weiter-leben, müssen und wollen. Wir als ehemalige Häftling und Verfolgte haben zwar Erfahrungen mit politi-schen, wirtschaftlichen und sozia-len Einschränkungen und Widrig-keiten, aber das, was wir in der DDR hinnehmen mussten, war ei-ne von Menschen bewusst herbei-geführte Diktatur gegen andere Menschen. Das Corona-Virus ist ebenfalls ein Feind der Menschen, aber es wurde nicht vorsätzlich un-ter die Völker gebracht und es wird im Unterschied zum Sozialismus nicht von wenigen Menschen ge-gen große Mehrheiten missbraucht. Fertigwerden müssen wir dennoch damit, und dabei kann uns unsere DDR-Erfahrung durchaus helfen. Haben wir nicht gelernt, mit Eng-pässen von Konsumgütern (und wahrlich nicht nur Toilettenpapier) umzugehen? Waren wir nicht soli-darisch, wenn es gegen Unrecht und für Meinungsfreiheit ging? Beweisen wir nicht heutzutage imRingen um bessere Entschädigun-gen bis heute unser Zusammenge-hörigkeitsgefühl, und sind wir nicht alle bestrebt, über das über-wundene Unrecht stalinistischer Zeiten aufzuklären? Und was die derzeit verordneten Ausgangs- und Kontakteinschränkungen betrifft, verweise ich schlicht auf die Haft-bedingungen des MfS, wo es beimonatelanger Isolation nicht mal einen Blick aus dem Fenster gab. Wichtig ist, dass wir uns in den Zeiten der aktuellen Gefahr an die Vorschriften halten und im Rah-men der Möglichkeiten etwas für die Gesundheit tun. Niemand sollte 

sich zudem scheuen, Hilfsangebo-te, die mittlerweile in jeder Kom-mune bestehen, anzunehmen. Und sei es der Einkaufsdienst oder ein Telefonat mit dem Hausarzt. Was die VOS angeht, sind wir keines-wegs im Ruhemodus. Man sieht: Die Freiheitsglocke erscheint un-beirrt. Man hat jetzt mehr Zeit, siezu lesen, sie weiterzugeben oder ein zweites Exemplar zum Ver-schenken zu bestellen. 

Auf ein  
Wort des Re-

dakteurs 
Leider fallen nun Generalver-sammlung und Jubiläumsfeier aus bzw. werden verschoben. Wir ha-ben daher weiterhin keinen Ersten Bundesvorsitzenden, aber eine an-erkannte Stellvertreterin und einen fleißigen Bundesgeschäftsführer. Was unser weiteres Wirken an-geht, benutze ich gern ein Zitat, das sich seitens der damaligen Ur-heberin und des damit verbunde-nen Vorhabens nicht ganz erfüllt hat: Wir schaffen das. Allerdings sollten wir uns im Klaren darüber sein, dass die folgende Zeit, in derwir irgendwann in einen Modus der Normalität – wie er auch aus-sehen mag – zurückkehren werden, für uns nicht leichter werden. Seit dem Einbruch in das Corona-Tief sind alle bisher als hoch dramatisch eingestuften Themen und Konflikte in der me-dialen Versenkung verschwunden. Kein Wort mehr zu einer drohen-den Klima-Katastrophe oder zuden Baumhäusern im Forst vonGarzweiler, keine Silbe über den keineswegs ausgestandenen Streit zur Wahl des Ministerpräsidentenvon Thüringen oder die Verab-schiedung des nächsten, offenbar strittigen EU-Finanzhaushaltes,auch nicht zur (weiter steigenden) Umweltsteuer oder zum Diesel-fahrverbot, nicht mal die besorg-niserregenden Bilder des Flücht-lingsdramas an der türkisch- grie-chischen Grenze werden gezeigt. Kein Syrien-Krieg, kein Putin, der an möglichst vielen Kriegsschau-plätzen tonnenweise Sprengstoff in die Feuer wirft. Stattdessen trat tat-sächlich Frau Merkel wieder vor 

die Nation und äußerte sich ernst-haft und besorgt zu den Problemen und Sorgen der Landeskinder. Wann hatten wir das zuletzt? Wir als SED- und Haftopfer sind in Anbetracht der Pandemie und deren Folgen mit unseren Ansprü-chen und Mahnungen allerdings ein weiteres Stück in den Hinter-grund gerückt. Da wir fast durch-weg Rentner*innen und vielfach auch durch Krankheiten vorbelas-tet sind, gehören wir im Sinne der Corona-Gefahr zu einer Risiko-Gruppe, für die schon über speziellisolierende Quarantäne- Maßnah-men diskutiert wurde. Was wird demnach mit uns geschehen? Wer-den wir – wie einst in der DDR –weggesperrt? Nun, ganz sicher wird man uns nicht schlechter be-handeln als andere Mitmenschen derselben Alters- und Gefährdeten-Gruppe. Ich jedenfalls glaube an die soziale (wenn auch nicht die finanzielle) Gerechtigkeit in unse-rem Land. Dennoch gebe ich mich keinen Illusionen hin, wenn wirhier und ab jetzt weiter über Ent-schädigungen und sonstige finan-zielle Verbesserungen für Haft-und Verfolgungszeiten reden. Es ist ein Glück, dass wir im letzten Jahr gerade noch mit Vergünsti-gungen wie der Erhöhung der Op-ferrente um 30 Euro und Herabset-zung des Haftzeitlimits berück-sichtigt wurden. Jetzt, wo die Pan-demie eingetreten ist und einem Großteil der Bevölkerung und fast allen Unternehmen und Institutio-nen durch unvorstellbar hohe fi-nanzielle Summen geholfen wer-den muss, wird man den Kopf schütteln, wenn wir mit neuen An-liegen auftreten bzw. die alten wieder vorbringen. Man wird ge-wiss kein Verständnis zeigen, wenn wir den Kampf um unsere Ansprüche fortsetzen. Vielleicht wird man sogar sagen, das wäre undankbar. Und doch sollten wir uns nicht einschüchtern lassen und zumindest dafür sorgen, dass die Politik einen festen Termin für die nächste Erhöhung der Opferrente festlegt. Unsere Verdienste um dieses Land können nicht ausge-löscht werden. Auch nicht durch die Corona-Pandemie.Bis zur nächsten AusgabeIhr Alexander Richter

Liebe Kameradinnen und Kamera-
den, ich möchte an dieser Stelle di-
rekt auf das Thema Rentenüberlei-
tungsgesetz (RÜG) eingehen, mit 
dem wir uns in den vorigen Fg-
Ausgaben umfassend beschäftigt 
haben. Es kam der Einwand, dass 
(erstens) die bisherigen Aktivitäten 
zu keinen messbaren Ergebnissen 
geführt haben und (zweitens) nicht 
die Interessen aller VOS- Mitglie-
der bzw. aller politischen Haftop-
fer vertreten werden, da sich im 
Falle der Rücknahme des Gesetzes 
die Situation bestenfalls für einsti-
ge Übersiedler bessern würde. Für 
jene Haftopfer, die in der DDR 
verblieben sind, brächte die Auf-
hebung bzw. eine Abänderung des 
RÜG keine Vorteile. 

Es ist gewiss nicht so, dass ich 
mir in dieser Sache eine Wertung 
anmaße, wer Recht und wer Un-
recht hat. Ich habe aber vor Jahren, 
als die Initiative Fahrt aufgenom-
men hatte, deutlich darauf hinge-
wiesen, dass ich – wiewohl ich 
durch das RÜG selbst um fast ein 
Jahrzehnt benachteiligt bin – nur 
sehr geringe Erfolgschance bezüg-
lich einer Aufhebung dieses Geset-
zes sehe. Ich hatte hierzu die Stel-
lungnahme eines CDU- Abgeord-
neten veröffentlicht und bin dafür 
übel beschimpft worden. Ich sage 
auch heute noch, man soll nicht 
nach dem Pferd treten, wenn man 
den Reiter meint. 

Wenn ich den Kampf gegen das 
RÜG mit jenem für die Opferrente 
vergleiche, so sehe ich sicherlich 
einige Gemeinsamkeiten. Auch 
hier sah es lange so aus, als wür-
den wir keinen Erfolg haben, zu-
mal die Initiative schon in den 
1960er Jahren begonnen hatte und 
erst ab 2000 konkret wurde. Wir 
hatten jedoch damals mehrere Poli-
tiker auf unserer Seite, und das 
Thema SED-Opfer war in den po-
litischen Gremien – im Gegensatz 
zu heute – längst nicht abgehakt. 

Ein weiterer Einwand betrifft die 
IEDF, die sich ursprünglich mit 
dem Ziel der Aufhebung des RÜG 
befasste und die wir als VOS –
nicht nur weil viele von uns selbst 
betroffen sind – unterstützen. Un-
ser Verband wendet sich grund-
sätzlich gegen Unrecht, vor allem,
wenn es im Unrecht der SED-
Diktatur wurzelt. Es ist daher auch 

Sache des Redakteurs, sich in der 
Freiheitsglocke damit zu befassen. 
Die IEDF ist aber eine eigene Or-
ganisation, deren Belange dann 
eher die UOKG zu vertreten hat. 
Das heißt nicht, dass einzelne Mit-
glieder nicht auch der VOS beitre-
ten und hier ihre (und unsere Inte-
ressen vertreten) dürften. Als ehe-
malige politische Häftlinge haben 
wir jedoch ganz konkrete eigene 
Forderungen. Es beginnt mit der 
Opferrente, die regelmäßig erhöht 
werden sollte, und setzt sich mit 
dem Thema Zwangsarbeit /
Haftentschädigung fort. Realiter ist 
die Opferrente das Naheliegende,
auf dem wir aufbauen können. 

Auf ein Wort  
des  

Redakteurs 
Ich weiß sehr viele VOS- Mitglie-
der hinter mir, wenn ich sage: Hier 
müssen wir uns vorrangig bemü-
hen, hier macht es Sinn, wenn wir 
offensiv sind und unsere Stimme 
erheben. Das ist greifbar, es ist ein
Anspruch, der (noch) nicht völlig 
vom Tisch ist. 

Wir erinnern uns, dass unsere 
Forderung nach einer jährlichen
Erhöhung (entsprechend der Ren-
tenanpassung) bei der letzten dazu 
erfolgten Bundestagsdebatte in die 
Schublade geschoben wurde. Es 
hieß, das wird in fünf Jahren über-
prüft. Ich möchte keinem Politiker 
etwas Schlechtes nachsagen, aber 
es sieht für mich wie ein Begräbnis 
aus. Es fehlt nur der Grabstein, ei-
ne Art RÜG, mit dem die Ruhe auf 
ewig besiegelt wird. 

Der vorgenannte Bundestagsbe-
schluss wurde – das ist unbedingt 
zu beachten – vor Eintreten von 
COVID 19 und des im April kurz-
fristig korrigierten Klimaschutzzie-
les gefasst. Durch die Pandemie
hat sich die finanzielle und thema-
tische Ausrichtung von Politik und 
Medien weiter – sehr weit sogar –
von uns wegbewegt. Wir wären 
naiv, würden wir bei der anstehen-
den riesigen Verschuldung des 
Haushaltes davon ausgehen, dass 
man sich nach weiteren zweiein-
halb Jahren an ein vage gegebenes 
Versprechen zu unseren Gunsten 
erinnert. Vermutlich würde man 

die besagte Schublade nicht mal 
mehr finden (wollen). Was ich 
damit sagen will, ist einfach: Wir 
sollten die Verbindungen, die wir
noch haben, nutzen und auf unsere 
Forderungen, unsere Schicksale 
und unsere Verdienste um die 
deutsche Einheit aufmerksam ma-
chen. Und noch mal: Wir sind kei-
ne Bittsteller, und es nützt uns
auch wenig, Briefe zu schreiben, 
wenn sie nicht gelesen werden, 
mögen sie noch so viele Wahrhei-
ten und Erkenntnisse enthalten. 

Es sind noch einige Monate bis 
zur Bundestagswahl. Im August 
haben wir zudem das Gedenken an 
60 Jahre Mauerbau; damit wird die 
Thematik SED-Unrecht, Stalinis-
mus, Opfer, Entschädigungen noch 
einmal aktuell. Es könnte eine der 
letzten Gelegenheiten sein, die rea-
listischen Forderungen der ehema-
ligen politischen Häftlinge mit 
Nachdruck in die Diskussion zu 
einzubringen.

Ich komme abschließend nicht 
um eine Frage umhin, die mir in-
zwischen ebenfalls gestellt wurde. 
Es geht um unser Verhältnis zur 
Partei Die Linke. Wir haben jetzt 
mehrfach zur Kenntnis genommen, 
dass es ausgerechnet ein Vertreter 
der SED-Nachfolgepartei war, der 
die Forderung nach Rücknahme 
des RÜG als Petition in den Bun-
destag eingebracht hat. Wir hatten 
in den 1990er Jahren und nach der 
Jahrtausendwende im Verband 
heftige Diskussionen, ob wir uns 
auf eine derartige Connection ein-
lassen sollen, nachdem der Bun-
desvorstand Gespräche mit Vertre-
tern aller Parteien – damals hieß 
Die Linke PDS – geführt hatte. Es
war ein einmaliger Versuch, der 
misslungen ist und aus dem wir 
unsere Lehren gezogen haben. 
Meines Wissens gibt unsere Sat-
zung keine Zusammenarbeit mit 
Der Linken her. Es ist daher an uns 
selbst, dies einzuhalten. Die Linke 
ist immer noch die Täterpartei, die
Otto Graf Lambsdorf 1989/1990 
als „Teufel beim Maskenball“ be-
zeichnet hat. Wenn wir uns ihr 
nach all dem begangenen Unrecht 
andienen, sind wir unglaubwürdig 
und haben die Linie von Knöchel, 
Giersch und Binski verlassen. 

Bis zur Ausgabe
Ihr Alexander Richter-Kariger
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AKTUELLES THEMA IN DIESER AUSGABE: Die Wahl des Beauftragten für die SED-Opfer. 
Wird der Posten im Koalitionspoker in den Hinterzimmern des Bundestages ausgehandelt?
Titelseite
Aus der Langzeitzeit-Ära von Frau Merkel 
lernen und neue Wege gehen
Wären ein Limit von zwölf Jahren Kanzlerschaft 
nicht sinnvoll? 
Redaktionsthema:
Finanzielle Verbesserungen: Was ist in diesen 
Zeiten für uns realistisch?
Der Kampf gegen das RÜG wird immer 
aussichtsloser. Die Opferrente ist doch das, 
worum es uns gehen muss 2
Die Freiheit, die Demokratie und die 
Einheit verdanken wir vielen
Uwe Schwabe zieht eine Bilanz des Kampfes 
gegen die kommunistischen Diktaturen 4 - 5
Festgehalten in der digitalen Ewigkeit
Die Archivierung der VOS-Akten aus sieben 
Jahrzehnten geht zügig voran 5
Für diese Untat gibt es nur ein Wort: pfui. 
Wenige Tage nach der Kranzniederlegung wur-
de das Michael-Gartenschläger-Gedenkkreuz 
von Unbekannten geschändet 6
Mit 95 dankbar und weiter zuversichtlich 
Ein (verspäteter) Glückwunsch mit Erwiderung 7
Dieser passende Einfall lässt aufhorchen!
Jürgen Krahn liefert Schlüsselanhänger und 
Einkauf-Chips mit individuellem Design 7
Walter Ulbricht:
Ein Diktator wie er hatte kein besseres 
Ende verdient
Vor einem halben Jahrhundert wurde der ra-
dikale SED-Sekretär von der eigenen Riege 
auf schmähliche Weise entmachtet 8 – 9
Das Buch über die Haft in der DDR
Eine Leidensgeschichte von vielen und doch 
ein individuelles Schicksal 
Kameradin Elke Schlegel hat ihre Haftzeit in 
einem aufrührenden Buch geschildert 10 – 11
Diktaturen: Dieses Land beweist, dass der 
Stalinismus keineswegs am Ende ist

In Berlin wurde gegen den Unrechtsstaat 
Belarus demonstriert 11
VOS-Landesverband Sachsen
Auszeichnungen, Verabschiedung und Amts-
einführung der Landesbeauftragten
Nancy Aris löst Lutz Rathenow ab. Drei VOS-
Kameraden erhalten Medaillen 12
Ohne Erlaubnis der SED gehandelt 
DDR-Literaten wurden wegen ihrer Gefährlich-
keit an besonders kurzer Leine gehalten 14
Zu der Schäbigkeit des Vorhabens auch 
noch Verlogenheit? 
In Neubrandenburg droht der Abriss des eins-
tigen Stasi-Gefängnisses 14 - 15

Opferbeauftragter – wer wäre geeignet?
Uwe Schwabe: Ein weiterer Vorschlag für 
einen Kandidaten, der viel bewirken könnte 15
Prenzlau: 
Der Gedenkstein wurde (an einem ande-
ren Ort) durch eine Tafel ersetzt
Nach längerem Recherchieren können nun 
konkrete Daten übermittelt werden 16 – 17 
Der Einsatz ist nicht selbstverständlich 
VOS dankt den Prenzlauern Hans Stein und 
Hendrik Sommer für die Unterstützung 17
Die SED-Opfer fordern endlich eine 
akzeptable Entscheidung 
Felix-Heinz Holtschke mit einem Offenen 
Brief zu den bisherigen Vorgängen 18
Wie ist Ihre persönliche Situation als Opfer 
Umfrage des Berliner Instituts ist noch bis Juli 
aktuell und kann genutzt werden 19
In Sachen Wahlprüfsteine 20
Ein gutes Dreigestirn 20

Ehrungen, Notizen 16, 20
Buchbesprechung 10/11
Knastlexikon, Briefe 13, 18
Nachrufe, Verstorbene 19
Impressum 20

Spender für die VOS: Der Verband muss leben!
Hans Stein, Friedrich Wilhelm Sper-
ling, Irene Thomas, Lothar Ech, Gerd 
Ahnert, Ruht Annelies Anders, Kurt 
Schröder, Hannelore Dahnke, Rocco 
Schettler, Dr. Bernd Röhlig, Horst 
Wagner, Helmut Kühn, Dr. Christian 
Tauschke, Wilfried Seifert, Wolfgang 
Lehmann, Carmen Lorenz, Rolf Un-
ger, Wolfgang Sendzick, Hans-
Joachim Markgraf, Dr. Peter Joachim 
Lapp, Waltraud Baumann, Frank 
Dickmann, Hans-Joachim Sorge, 
Helmut Weckschmied, Günter Röß-
ger, Rosemarie Badock, Walter 
Schrader, Friderun und Egon Seel, 
Friedrich Wolf, Peter Schlegel, Gerd 
Lindner, Reinhard Maier, Gerold 

Müller, Ingrid und Michael Faber, 
Horst Radtke, Wolfgang Seidel, Her-
bert Thomas, Karl-Günter Wehling, 
Dr. Ingrid Schmidt, Helmut Gorgas, 
Heinz-Jürgen Klein, Klaus-Ludwig 
Goos, Norbert Czenczek, Karl-Heinz 
Ulrich, Axel Maier, Frank Nemetz, 
Beate Rusch sowie Helmut Günther. 
Danke allen, die gespendet haben. 

Das Zitat:
Freiheit ist die Freiheit zu sagen, 
dass zwei und zwei gleich vier ist. 
Sobald das gewährleistet ist, 
ergibt sich alles andere von selbst. 

George Orwell

Nächste Ausgabe in der Fg:
Der „Fall“ Kuleßa – Die VOS 
Sachsen-Anhalt hilft bei Rehabili-
tierung von DDR-Opfern. Die VOS 
Sachsen-Anhalt hilft bei Rehabili-
tierung von DDR-Opfern

Einladung der VOS NRW
Kranzniederlegung zum Ge-
denken an den Volksaufstand 

vom Juni 1953.
Am 17. Juni um 11 Uhr
Am VOS-Gedenkstein

Städtisches Rurtal-Gymnasium
52 351 Düren. Bismarckstr. 17

Nach Red.Schluss eingegangen
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Wem wir wirklich den Zusammenbruch der Diktaturen verdanken 
Ein kritischer Rückblick auf das Ende der DDR, die geänderten politischen Verhältnisse 
und die heutige Situation in Deutschland / von Uwe Schwabe (Leipzig) 
Wir feierten im letzten Jahr 31 Jah-
re Friedliche Revolution und 30 
Jahre Deutsche Einheit. Viel wurde 
in den vergangenen Monaten über 
die Probleme nach der Widerverei-
nigung geschrieben und erzählt. 
Was wir dieser einseitigen Erzäh-
lung entgegensetzen müssen, ist ei-
ne multiperspektivische Betrach-
tung der DDR und des Transforma-
tionsprozesses. Wir können den 
Transformationsprozess heute nicht 
losgelöst vom Unrechtsstaat und 
vom Alltag in der DDR, von der 
katastrophalen Wirtschaftslage und 
der stark zerstörten Umwelt und 
Bausubstanz, von Anpassung und 
Verweigerung, von Verantwortung 
und Versagen, von Widerspruch bis 
hin zum Widerstand betrachten.

Bevor die Wiedervereinigung 
Deutschlands möglich wurde, sind 
die Menschen Mittel-Osteuropas 
für ihre Freiheit auf die Straße ge-
gangen. Wir sollten stolz sein, als 
Deutsche zu so einer Staatenge-
meinschaft zu gehören. Viele Men-
schen in Mittel-Osteuropa und der 
DDR haben ihren Wunsch nach 
Freiheit mit Verfolgung, Exil, Ge-
fängnis oder dem Tod bezahlt. Die-
se Menschen haben ihr Leben auch 
für unsere Freiheit riskiert. Deren 
Wunsch nach Freiheit, Rechtsstaat-
lichkeit und der Einhaltung der 
Bürger- und Menschenrechte er-
möglichte das Ende des sowjeti-
schen Kommunismus, des Kalten 
Krieges und der Spaltung Europas. 
Es ist damit das herausragende Er-
eignis der europäischen Freiheits-
geschichte. 

Wir sollten deshalb auch einmal 
danke sagen. Danke an die Wider-
ständler und Flüchtlinge in 
Deutschland, Polen, Tschechien, 
Ungarn, aber auch danke an die 
Menschen, die in Rumänien, Bul-
garien, Albanien in Georgien, den 
Baltischen Staaten und der Ukrai-
ne, die für ihre Freiheit auf die 
Straße gegangen sind. Wir sollten 
danke sagen und nicht einfach auf 
sie herabblicken. 

Wenn wir etwas von den Revolu-
tionen in Ost-Mitteleuropa lernen 
können, dann ist es die Selbstbe-
freiung aus einer Bevormundung 
und die Selbstermächtigung zum 

Handeln. Nach diesen Jahrestagen 
ist es jedoch auch an der Zeit, neu 
über die Begrifflichkeit und die De-
finition „Opfer der SED-Diktatur“ 
nachzudenken. Der Begriff „Opfer“ 
suggeriert bei den meisten Men-
schen, dass jemand unabsichtlich 
zu einem Opfer geworden ist, bei-
spielsweise als Opfer einer Gewalt-
tat, einer Naturkatastrophe oder ei-
nes Unfalls. 

All denen, die in der DDR 
nicht alles widerstands- oder 
widerspruchslos hingenom-
men haben, verdanken wir 

heute unsere Freiheit.

Die Opfer einer Diktatur waren je-
doch größtenteils Menschen – aus 
der Sicht der Machthaber waren es 
Täter –, die sich aktiv gegen die 
Diktatur und die damit einherge-
henden Freiheitsbeschränkungen 
wehrten: gegen die fehlende Mei-
nungsfreiheit, gegen eine fehlende 
Rechtsstaatlichkeit, gegen die feh-
lende Unabhängigkeit der Justiz, 
die fehlende Reisefreiheit und die 
eingeschränkten Möglichkeiten der 
politischen Teilhabe. Sie waren 
damit Akteure, also aktiv und be-
wusst handelnde Personen. Sie 
wollten am politischen Willensbil-
dungsprozess teilhaben und sich in 
die Gestaltung eines demokrati-
schen Staates einbringen. Die 
Grundfesten einer Diktatur werden 
aber zerstört, wenn man Teilhabe 
außerhalb der vorgegebenen politi-
schen Ideologie ermöglicht. Die 
Machthaber einer Diktatur scheuen
nichts mehr als politisch selbstden-
kende und handelnde Menschen. 

Es gab zu allen Zeiten der SED-
Diktatur Menschen, die Widerstand 
leisteten, die widersprachen, die in 
die Opposition gingen, die sich 
verweigerten und die sich nichts 
haben zu Schulden kommen lassen. 
Auch die vielen Menschen, die in 
den 40 Jahren DDR das Land ver-
lassen haben, egal ob durch Flucht 
oder Ausreise, und damit das Fun-
dament der Diktatur untergraben 
und die Diktatur letztendlich mit 
zum Einsturz brachten, sollten wir 
viel mehr unserer Aufmerksamkeit 
schenken. 

All denen, die in der DDR nicht 
alles widerstands- oder wider-
spruchslos hingenommen haben, 
verdanken wir heute unsere Frei-
heit. In der öffentlichen Wahrneh-
mung fehlt heute oft die Anerken-
nung dessen, was diese Menschen 
geleistet haben. 

Diese widerständigen Akteure 
wurden oft lebenslang in ihrer be-
ruflichen Entwicklung einge-
schränkt, sie leiden noch heute an 
den Folgen von Haft und Verfol-
gung. Anerkennung bedeutet, dass 
wir ihnen unseren Respekt und un-
sere Achtung entgegenbringen und 
dies nicht nur an Jahrestagen und 
bei Sonntagsreden, weil sie ihr Le-
ben und ihre Freiheit auch für unse-
re Freiheit riskiert haben. Diese 
fehlende Anerkennung, das Nicht-
Gehört-Werden und der fehlende 
Respekt haben viele der ehemals 
Widerständigen in Resignation o-
der Verbitterung geführt. Und sie 
haben das Recht und wir haben die 
Pflicht, über die Verantwortung de-
rer zu reden, die das System jahre-
lang mitgetragen haben und diese 
Diktatur dadurch erst möglich ge-
macht haben. 

Um heute zu begreifen, wie eine 
Diktatur selbst in Deutschland 
funktioniert hat und wieder funkti-
onieren könnte, ist es wichtig zu 
wissen, welche äußeren und inne-
ren Rahmenbedingungen es geben 
muss und unter welchen Bedingun-
gen Menschen dazu bereit sind, an-
dere anzuschwärzen und zu verra-
ten und damit billigend in Kauf zu 
nehmen, dass die Betroffenen per-
sönliche Nachteile haben und ver-
folgt werden, im Gefängnis landen 
können und schlimmstenfalls zu 
Tode kommen. Warum Menschen 
bereit sind, sich direkt oder indirekt 
an diktatorischen Strukturen und 
Verhalten zu beteiligen. Erst wenn 
man das begreift, kann man den 
Wert eines freien demokratischen 
Staates schätzen und sich für des-
sen Erhalt einsetzen. Dieses Wissen 
an eine Generation weiterzugeben, 
die keine Diktatur erlebt hat, ist die 
Grundvoraussetzung für den Erhalt 
eines demokratischen Gemeinwe-
sens. Hier sind wir alle gefragt. 

Seite 5 oben



5

Ein einmaliges Stück deutscher Geschichte
Archivierung der VOS Akten dokumentiert sieben Jahrzehnte 
Einsicht unter http://www. opposition-archive-sachsen.de/

von Seite 4

Vielfach hat dieses Unverständnis 
auch mit Unkenntnis der Entschei-
dungsträger in Politik und Verwal-
tung zu tun und mit einer immer 
kleiner werdenden Erlebnisgenera-
tion.

Es geht darum, dass nicht nur an 
den Jahrestagen an den Mut und 
das Risiko der Widerständigen und 
Eigensinnigen erinnert wird. Es 
geht um die Einforderung von 
Respekt, Achtung, Anerkennung 
und Wissen um die Geschehnisse.

Wir leben heute als Bürger in 
Freiheit, aber auch in Verantwor-
tung. Verantwortung heißt auch, 
allen intensiv entgegenzutreten, die 
unsere Demokratie gefährden oder 
abschaffen wollen. Dabei ist es 
egal, ob die Angriffe von oben o-
der unten, von links oder rechts 
kommen.  

Uwe Schwabe
Vorstandsvorsitzender Archiv 
Bürgerbewegung Leipzig e.V.

Weitere Informationen unter:
www.archiv-buergerbewegung.de,
www.deutsche-einheit-leipzig.de

Traditionelles Bekennt-
nis zu diesem Ereignis
VOS und der 17. Juni 1953 
Auch in diesem Jahr ist seitens 
VOS der 17. Juni traditionell dem 
Gedenken an den Volksaufstand 
von 1953 gewidmet. Wie immer 
sind die Kranzniederlegungen und 
Gedenkreden ein freiwilliges Be-
kenntnis, mit dem unser Verband 
auch an die inzwischen verstorbe-
nen Kameraden erinnert, die am 
Aufstand aktiv beteiligt waren und 
dafür mit längeren Haftstrafen bü-
ßen mussten. Als Zeitzeugen wur-
den einige immer wieder eingela-
den, um aus authentisch geprägter 
Perspektive über die Massen-
streiks, hinter denen sich weniger 
die Forderung nach niedrigeren 
Normen als vielmehr der Wille zur 
Absetzung der SED-Marionetten-
Regierung und der Drang nach der 
Wiedervereinigung des damals 
schon mehrere Jahre geteilten 
Landes verbargen.

Unser Kamerad Hans-Joachim 
Kögel, leider vor einigen Jahren 
verstorben, wurde mit einem Vor-
trag zum Volksaufstand sogar ins 
japanische Fernsehen eingeladen. 

Hugo Diederich

Gute Nachrichten gibt es zum Er-
halt und zur Auswertung der Akten 
und des Schriftverkehrs der VOS. 
Nachdem lange nicht feststand, wo 
die keineswegs unwichtigen Unter-
lagen, Fotos und persönlichen
Schreiben der Mitglieder, Förderer 
und leider auch Gegner des Ver-
bandes verbleiben sollen, wurde 
jetzt eine solide Lösung gefunden, 
die sowohl die Möglichkeit der 
wissenschaftlichen Auswertung 
wie auch die Gewährleistung des 
Datenschutzes beinhalt. Demnach 
werden die VOS-Akten seit 2018 
im Archiv Bürgerbewegung 
Leipzig verwahrt. In der nachste-
hend abgedruckten Erklärung des 
Vorstandsvorsitzenden Uwe 
Schwabe sind weitere Einzelheiten 
zu den Modalitäten nachzulesen. 
Vorgesehen ist auch die Eingliede-
rung der Unterlagen der Redaktion 
der Freiheitsglocke in selbigen Ak-
tenbestand. 

Mit der Entscheidung, die Akten 
an einer zugänglichen und zuver-
lässigen Stelle unterzubringen und 
zu archivieren, wurde ein Schritt 
getan, der letztlich notwendig war. 
Damit sind die lange Zeit beste-
henden Unstimmigkeiten in dieser 
Sache gelöst.

Etwas bedauerlich ist in dem Zu-
sammenhang die Verlagerung der 
Kommunikation auf den digitalen 
Sektor. Man weiß, dass seit etwa 
zwei Jahrzehnten ein Großteil des 
gegenseitigen Austausches per 
Email erfolgt. Ob man deren Viel-
zahl zurückverfolgen und die ge-
löschten digitalen Schreiben wie-
der aktivieren kann, ist unwahr-
scheinlich. 

Und doch, was jetzt als Aktenbe-
stand aus mehr als sieben Jahr-
zehnten aufgelaufen ist, bleibt ein 
Beleg dafür, dass die VOS immer 
eine politisch wichtige Kraft in 
Deutschland gewesen ist und die 
Mitglieder des Verbandes mit 
Stolz auf das gemeinsame Wirken 
verweisen können. 
Nachfolgend die Mittelung von 
Uwe Schwabe, Vorstandsvorsit-
zender Archiv Bürgerbewegung 
Leipzig e.V.
Ende 2018 konnte das Archiv Bür-
gerbewegung Leipzig e.V. (ABL) 

die Akten der VOS- Bundesge-
schäftsstelle übernehmen. Der über 
1.200 Aktenordner und diverse 
Kisten mit unsortierten Materialien 
umfassende Bestand wird seit 2020 
schrittweise erschlossen und nun 
nach und nach der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht.

Nun sind die ersten Verzeich-
nungseinheiten des Aktenbestands 
erschlossen und in der Online-
Datenbank des Arbeitskreises der 
Archive zu Widerstand und Oppo-
sition in Sachsen (http://www. op-
position-archive-sachsen.de/) re-
cherchierbar. Diese umfassen 
hauptsächlich die Korrespondenz 
der einzelnen Landesgruppen mit 
der Bundesgeschäftsstelle der VOS 
in Westberlin und Bonn in den 
1950er bis 1990er Jahren. Enthal-
ten sind auch Schriftwechsel mit 
Mitgliedern und Unterstützern der 
VOS sowie verschiedenen politi-
schen Institutionen. Dabei sind die 
Hauptthemen die Organisation von 
Veranstaltungen der Landesgrup-
pen (z. B. Gedenkfeiern, Mitglie-
derversammlungen, Seminare), die 
Aufnahme neuer Mitglieder und 
die Hilfe bei der Beantragung bzw. 
Abrechnung finanzieller Unterstüt-
zungsleistungen für Mitglieder. 

Ebenso finden sich Dokumente 
zur Vereinsarbeit der VOS- Lan-
desgruppen, u.a. Protokolle über 
Mitgliederversammlungen, Vor-
standswahlen, Kontoführung der 
Landesgruppen, Mitgliederbewe-
gungen unter den Dokumenten. 
Die mittlerweile erschlossenen Ak-
ten geben einen ersten Einblick in 
die Arbeit der VOS und ihrer Lan-
desgruppen als Interessenvertre-
tung ehemaliger politischer Häft-
linge.

Die Verzeichnungseinheiten 
können aus Datenschutzgründen 
online nur recherchiert, aber nach 
Voranmeldung im ABL zu den 
Öffnungszeiten eingesehen wer-
den. Das Erschließungsprojekt er-
folgt mit finanzieller Unterstüt-
zung der Bundesstiftung zur Auf-
arbeitung der SED-Diktatur und 
des Sächsischen Landtags.

Uwe Schwabe
Vorstandsvorsitzender

Archiv Bürgerbew. Leipzig e.V.
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Die Gedanken sind frei, und die Täter bleiben (weiter) unbelangt
Zufällig trafen sich einige Kameradinnen und Kameraden wie in den vergangenen Jahren am
30. April am Michael-Gartenschläger-Gedenkkreuz. Leider wurde die Stätte später geschändet
„Ja, im Wald da sind die Räuber …“
Diese Liedzeile hat uns begleitet,
wenn sich die VOS Bezirksgruppe
und der Freundeskreis Michael 
Gartenschläger zur jährlichen Ge-
denkfeier anlässlich sei-
nes Todestages getroffen 
haben. Es war ebenso wie 
jene Zeile aus dem Lied 
der Grimm’schen Samm-
lung „Die Gedanken sind 
frei, wer kann sie erra-
ten?“ ein Band, das Gar-
tenschläger und seine 
Kameraden und Freunde 
während der Haft im 
Zuchthaus Brandenburg 
zusammengehalten hat.

In diesem Jahr war 
durch die Pandemie lei-
der alles anders. Wegen 
der geltenden Vorschrif-
ten ergingen keine offizi-
ellen Einladungen. Den-
noch trafen sich – ob-
wohl nicht verabredet –
am Gedenkkreuz mehrere 
Freundinnen und Freunde
sowie Kameradinnen und 
Kameraden, die in den 
Vorjahren auch an den 
Veranstaltungen teilge-
nommen hatten. Aus den Erfahrun-
gen dieser Treffen hatte man ge-
lernt, wann und wo man Garten-
schläger die wichtige Ehre erweist,
erahnte man den Termin.

Ein paar Tage vorher wurden 
noch die Schützenlöcher, in denen 
sich das Spezialkommando der Sta-
si eingegraben hatte, durch zwei 
Steinplatten mit der Aufschrift MfS 
I und II sowie MfS III und IV ge-
kennzeichnet. Eine künstlerisch 
nachempfundene Schnellfeuerwaf-
fe Kalaschnikow (Material Edel-
stahl) wurde als todbringendes 
Symbol einbetoniert. Sie sollte die 
Schießwütigkeit der Genossen vom 
Grenzkommando und vom MfS 
verdeutlichen.

Die Kameradinnen und Kamera-
den, die sich am 30. April 2021 oh-
ne vorherige Verabredung in der 
Nähe des Gedenkkreuzes trafen, 
erwiesen Michael Gartenschläger 
jedes Jahr das Gedenken, daher er-
kannte man sich, obwohl man vor-
schriftsmäßig Masken trug und sehr 

weitläufig Abstand hielt und somit 
gegen keine Vorschriften verstieß. 
Alle Anwesenden waren vorher ne-
gativ getestet worden und auch ein 
weiterer Test nach der Heimfahrt 

ergab bei niemandem eine Anste-
ckung mit dem Corona-Virus. Zu-
dem sind wegen des Alters alle Er-
schienenen mindestens einmal ge-
impft gewesen. Die Kameraden 
Rainer Buchwald und Uwe Rut-
kowski hielten kurze Reden, wobei 
sie ihre Stimmbänder stark bean-
spruchen mussten, da die Anwe-
senden weit voneinander entfernt 
standen. Trotz der Kürze der An-
sprachen war der Kern der Ausfüh-
rungen schnell erklärt, er betraf das 
vor 45 Jahren begangene heimtü-
ckische Verbrechen, den Mord an 
Michael Gartenschläger. Dies alles 
zeigt, wie treuverbunden wir noch
an Michael Gartenschläger denken 
und wie wichtig uns dieses Geden-
ken ist. Gartenschläger hat mit der 
Demontage der SM 70, die an-
schließend der Welt präsentiert 
wurde, das in den 1970er Jahren 
aufstrebende Honecker-Regime ge-
schwächt und die westlichen Regie-
rungen zur Wahrnehmung von un-
liebsamer Tatsachen gezwungen.

Leider passt diese historische Tat 
auch heute nicht allen Zeitgenossen
ins Konzept. Einige Vandalen ha-
ben keinen Respekt vor der Ge-
schichte und stören zudem das Ge-

dächtnis an den Toten. 
Als ich der Gedenkstätte 
einige Tage später einen 
erneuten Besuch abstatte-
te, musste ich feststellen, 
dass von zwei Kränzen 
die Schleifen entfernt wa-
ren. Zudem hatte man die 
Hinweisplatten und die 
nachgebaute Kalaschni-
kow gestohlen. 

Ja, im Wald, da waren 
die Räuber. Und vermut-
lich waren sie nicht einer 
schwarzen, sondern eine 
roten Gesinnung. 

Für diese Untat gibt es 
nur ein Wort: pfui.

Wir alle sind aufs Tiefs-
te empört und können 
nicht fassen, dass der Un-
geist der faulen politi-
schen Auseinanderset-
zung weder vor dem 
Wald noch vor dem erns-
ten Gedenken und vor 
anderen politischen Ge-

sinnungen Halt macht.
Man muss die Frage stellen: Wo 

leben wir heute eigentlich, und wer 
ist der Mensch neben uns?

Uwe Rutkowski / Fg

Die Gedanken sind frei
Im Gedenken an Michael 
Gartenschläger

Die Gedanken sind frei, 
wer kann sie erraten? 
Sie fliegen vorbei 
wie nächtliche Schatten
Kein Mensch kann sie wissen, 
kein Kerker verschließen
Wer weiß, was es sei,
die Gedanken sind frei.
Ich denk was ich will 
und was mich erquicket,
Und das in der Still
Und wenn es sich schicket;
Mein Wunsch und Begehren
Kann Niemand mir wehren;
Wer weiß was es sei?
Die Gedanken sind frei.

Fassung um 1800
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Immer das soziale Wohl der Opfer im Blick gehabt
Kamerad Genath beging seinen 95. Geburtstag / Freiheitsglocke gratuliert nachträglich
Ende April dieses Jahres beging unser verdienter Ka-
meraden Karl-Heinz Genath seinen 95. Geburtstag. 
Leider kamen die Daten nicht mehr vor Redaktions-
schluss der vorigen Ausgabe an, so dass wir die 
Glückwünsche hiermit zeitversetzt nachholen. Den-
noch hat Bundesgeschäftsführer Hugo Diederich im 
Namen des Verbandes einen Brief geschrieben, der 
pünktlich zum Jubiläum angekommen und dessen Er-
widerung nachstehend zu lesen ist. 

Über die Aktivitäten von Karl-Heinz Genath muss 
man in der Freiheitsglocke allerdings nicht viel Wort 
machen. Auch wer unsere Zeitschrift nicht regelmäßig 
lesen sollte, dürfte manchen Beitrag von ihm entdeckt 
haben. Immer wieder stellte sich Kamerad Genath 
durch seine umfangreichen Briefaktionen in den 
Dienst unserer Sache. Jahrelang wandte er sich mit 
zahllosen Schreiben an die Abgeordneten und Regie-
rungsmitglieder, indem er unbeirrt eine Erhöhung der 
Opferrente forderte und dies auch begründete und auf 
die sozial schlechte Lage eines Teiles der ehemaligen 
politischen Häftlinge hinwies. Gerade in jenen Zeiten, 
als dem Staat die Steuern der Bürgerinnen und Bürger 
sowie der Unternehmen noch üppig zuflossen, mahnte 
er die Bundesregierung nachdrücklich an, jetzt, wo die 
Kassen quasi überquollen, noch etwas mehr für die 
SED-Opfer zu tun.

Vieler seiner Schreiben sowie die Antworten, sofern 
man diese aus den Reihen der Politik erhielt, wurden 
in unserem Organ abgedruckt. 

Dafür sei dem rührigen Kameraden Karl-Heinz Ge-
nath nochmals ein herzlicher Dank übermittelt. Mag 
sein dass der Staffelstab inzwischen an die nächste 
VOS-Generation, die vielleicht die letzte aktive ist, 
weitergegeben wurde, so sind die genannten Aktivitä-
ten und Verdienste weder vergessen noch waren sie 
umsonst. 

Vorstand, Bundesgeschäftsführer und Redakteur 
wünschen unserem Karl-Heinz noch viele glückliche 
Jahre und eine weitere Beteiligung an den Ereignissen 
im und um den Verband. Auch wenn die Wünsche 
zeitversetzt eintreffen, sind sie dennoch von ehrlichem 
Herzen kommend. 

Im Namen des Verbandes VOS: ARK

Ein Leben mit Höhen und Tiefen
Karrl-Heinz Genath bedankt sich spontan 
für die Wünsche zu seinem 95. Geburtstag
Lieber Kamerad Diederich, 
meinen allerherzlichsten Dank für die Glückwünsche 
zu meinem 95. Geburtstag. In wenigen Worten haben 
Sie alles gesagt, eigentlich mein ganzes Leben.

Es hat mich sehr berührt; ein paar Tränen sind dabei 
jedenfalls geflossen. Ihr Brief war für mich ein sehr 
schönes Geburtstagsgeschenk. 

Ja, ich hatte ein bewegtes Leben, es gab immer Hö-
hen und Tiefen. Da waren unter anderem die Kriegs-
jahre, wo ich dem Erschießen nur knapp entgangen 
bin, dann meine Flucht von Ost nach West, die Orga-
nisierung der Flucht meiner späteren Frau über das 

Ausland, und die Jahre in Bautzen, Sachsenhausen 
dürfen natürlich nicht unterschlagen werden. 

Das ersehnte Glück als Entschädigung für alles Erlit-
tenen fand ich schließlich in meinem interessanten Be-
rufsleben wieder. 

Ich bin so dankbar, dass ich ein so hohes Alter errei-
chen konnte. 

Ich grüße Sie ganz herzlich, bleiben Sie gesund, und 
hoffentlich geht die Zeit mit den Corona- Einschrän-
kungen bald vorüber und wir kommen in die Normali-
tät zurück. Da möchte ich gern ein paar weitere Jahre 
dabei sein. Karl-Heinz Genath

Das Einfache ist nahe und billig
Wie man die praktischen Seiten im Alltag
einfach in den Griff bekommen kann
Mit seinen vielseitig gestalteten und ebenso vielfältig 
verwendbaren Schlüsselanhängern und Einkaufschips 
sorgt der rührige Ruheständler Jürgen Krahn aus dem 
westfälischen Münsterland zusehends für Interesse. 
Sowohl in farblicher wie auch in sprachlicher Hinsicht 
haben die neuen Artikel ein ansprechendes Aussehen 
bekommen. Sie sind in kleinen wie in großen Mengen 
lieferbar und erfüllen gleichsam für den privaten Ein-
käufer oder Mieter wie für die aufstrebende (wenn 
nicht gar die abfallende) Partei und das Handwerks-
oder das große Industrieunternehmen ihren Zweck. 

Die Bestelladresse ist wird in der nächsten Ausgabe
bekanntgegeben. Wer jedoch umgehend am Kauf Inte-
resse hat, wende sich an die Bundesgeschäftsstelle der 
VOS, von wo die Anfrage direkt weitergeleitet wer-
den kann. 

Über Jürgen Krahn wurde in der Freiheitsglocke be-
reits mehrfach berichtet. Seitdem er nach einer schwe-
ren Erkrankung wieder genesen ist und seine frühere 
Schuhmacher-Werkstatt in Leverkusen an den Sohn 
übergeben hat, stellt er sich nun voll und ganz in den 
Dienst der VOS und hat die Aufarbeitung der SED-
Diktatur in großem Maßstab zu seiner Aufgabe ge-
macht. Er ist als Zeitzeugen aktiv und war in einem 
Fernsehbeitrag des ZDF zu sehen, als es darum ging, 
den Begriff Freiheit zu erklären                    H.D.
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Erbarmungslos mit einem Erbarmungslosen umgegangen 
Vor 50 Jahren wurde der damalige SED-Chef Walter Ulbricht wie ein Hund verjagt 
Hat sich der vorletzte Staatsrats-
vorsitzende der DDR Erich Ho-
necker an jenem 3. Mai des Jah-
res 1971 nur annähernd vorstel-
len können, dass mit ihm das 
gleiche geschehen könnte, das er 
mit seinem Vorgänger und lang-
jährigen Förderer Walter Ul-
bricht betrieben hat: Er wird 
vom eigenen Ziehsohn entmach-
tet.

Jener 3. Mai 1971 hat freilich 
das vollendet, was längst im 
Gange war: Ulbrichts Absetzung 
von allen politischen Ämtern 
und seine gnadenlose Desavou-
ierung vor der Gesellschaft. Mit 
der Unterstützung und auf An-
ordnung des im Moskauer Kreml 
an die Macht gekommenen neu-
en Generalsekretärs Breschnew 
begann Honecker bereits Mitte 
der 1960er am Stuhl des ersten 
Mannes im Satellitenstatt DDR 
zu sägen. Doch waren es nicht 
etwa die anhaltenden diktatori-
schen Auswüchse und Lügen, 
mit denen sich Ulbricht vor der 
eigenen Bevölkerung unbeliebt, 
gefürchtet und lächerlich ge-
macht hatte, die ihm zum Ver-
hängnis werden sollten. Ulbricht 
hatte sich gegenüber Moskau zu 
sehr aufgespielt, er versuchte ei-
nen anderen wirtschaftlichen 
Kurs einzuschlagen und stellte 
es als sein ausdrückliches Ver-
dienst dar, dass die DDR gegen-
über den anderen sozialistischen 
Staaten, die UdSSR eingeschlos-
sen, zu besseren wirtschaftlichen 
Erfolgen gelangt war. 

In der Tat hatte Ulbricht er-
kannt, dass eine funktionierende 
Landwirtschaft und die daraus 
resultierende Versorgung der 
Menschen mit Nahrungsmitteln 
für eine gewisse Ruhe im Land 
sorgen würden. Dass damit nicht 
genug in den Wohnungsbau und 
in die Herstellung brauchbarer 
Konsumgüter investiert wurde, 
war seiner Ansicht nach zweit-
rangig. Ulbricht hatte zudem mit 
der Einführung des NÖSPL
(Neues ökonomisches System 
der Planung und Leitung) Mitte 
der 1960er Jahre Modalitäten 
eingeführt, die, wenn auch nur 
geringfügig, nicht den Moskauer 

Richtlinien entsprachen. Hinzu 
kamen Kontakte zur Bundesre-
gierung, die sich ansonsten der 
Kreml selbst vorbehalten wollte 
und die der Weltöffentlichkeit 
eine uneingeschränkte Sympa-
thie vieler Bürgerinnen und Bür-
ger der DDR für den damaligen 
Kanzler Brandt offenbarte. 

Ulbrichts Auftreten wurde zu-
nehmend großspurig. Seine äu-
ßere Erscheinung, der Dialekt, 
die falsettartige Stimme, die 
plumpe Gestik drängten sich für 
hohnvolle Parodien und derbe 
Witze geradezu auf. 

Dass Ulbricht auch in juristische 
Entscheidungen eingriff und 
damit Willkür-Urteile herbei-
führte, wurde erst nach dem En-
de der DDR bekannt. So lehnte 
er die Begnadigung Manfred 
Smolkas erst ab, nachdem dieser 
bereits hingerichtet war. In ei-
nem anderen politischen Prozess 
wandelte Ulbricht das bereits
verhängte Urteil einer lebens-
länglichen Haftstrafe in ein To-
desurteil um.

Als Ulbricht von Honecker ab-
gelöst wurde und die Bilder ei-
nes armseligen alten Mannes in 
Latschen und Trainingshose 
durch die Medien gingen, hatte 
niemand Mitleid. Schnell ver-
schwanden die Briefmarkense-
rien mit der Visage des anma-
ßenden Alten aus den Postmap-
pen und von den Briefumschlä-
gen, und das Walter-Ulbricht-
Stadion in der Berliner Chaus-
see-Straße wie auch die Leuna-
Werke und andere Betriebe und 
Einrichten wurden vom Namen
des Entmachteten befreit.

Die Perspektive für Diktatoren 
ist im Allgemeinen nicht sonder-
lich verheißungsvoll, die meisten 
von ihnen hauchen ihr Leben auf 
schmähliche Weise aus, und die 

Geschichtsschreibung wird für 
gewöhnlich nicht müde, scho-
nungslos und rüde mit ihnen 
umzugehen. Mag es auch den 
Anschein haben, dass Ulbricht 
verglichen mit Stalin, Hitler oder 
Mao ein politisches Leichtge-
wicht war, so hat er dennoch ein 
gutes Stück deutscher Nach-
kriegsgeschichte geprägt und 
sich entscheidend an Menschen-
rechtsverletzungen, an Unrecht 
und Gewalt in Europa beteiligt
bzw. dieses herbeigeführt. Die 
Niederschlagung der Juni- Revo-
lution von 1953 in der DDR, der 
Mauerbau 1961 in Berlin, der
Einmarsch in die Tschechoslo-
wakei im August 1968 waren 
sämtlich kriegerische Maßnah-
men gegen die jeweiligen Völ-
ker. Sie zu veranlassen, daran 
mitzuwirken und diese zu recht-
fertigen sind Verbrechen. Es ist 
demnach keine Überraschung, 
dass die Historiker hart mit dem 
1893 in Leipzig Geborenem um-
gehen. Selbst unter den heutigen 
Politikern in der Partei Die Lin-
ke findet sich kaum ein Be-
kenntnis zu Ulbricht, das über 
pflichtvollendete Floskeln hin-
ausgeht, zumal es allgemein kei-
nen guten Eindruck macht, sich 
auf derartige Ikonen berufen zu 
wollen. Ulbrichts Unmensch-
lichkeit, die mit Tod, Unterdrü-
ckung und Unterwerfung zu tun 
hat, ist nicht nur den Zeitzeugen 
als Erinnerung geblieben. Der 
Tod des Peter Fechter, viele an-
dere Opfer an der Mauer, die 
Entfaltung eines Hasspredigers 
wie von Schnitzler, die Schaf-
fung des Ministeriums für 
Staatssicherheit als willkürlich
agierendes Kampforgan fallen 
sämtlich in seine Verantwortung. 
Ob Ulbricht jemals erkannt hat, 
dass ihn vor allem die eigene 
Bevölkerung als Marionette 
Moskaus angesehen hat, ist nicht 
bekannt. Mag sein, er hat ver-
sucht, sich gegenüber Bre-
schnew selbstbewusst zu zeigen 
und sich abzugrenzen. Doch 
auch das hat sich angesichts sei-
nes armseligen Formats als Feh-
ler erwiesen. 

nächste Seite oben
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Denn als Staatsoberhaupt und 
Parteichef eines Satellitenstaates 
der UdSSR konnte man nur bei 
völliger Unterwerfung unter die 
Anordnungen des Kremls beste-
hen. Der langjährige oberste 
FDJ-Sekretär der DDR Erich 
Honecker, über den Ulbricht 
mehr als zehn Jahre schützend 
seine Hand gehalten hatte, konn-
te den Beweis mit Leichtigkeit, 
obschon nicht ohne Intriganten-
tum, liefern. Er suchte den direk-
ten Weg zum Moskauer KP-
Chef und veranlasste Ulbrichts 
Niedergang. Offizielle Begrün-
dung: stark angeschlagene Ge-
sundheit. Mit einer schwerbe-
waffneten Eskorte an Sicher-
heitsleuten suchte der moskau-
treue Honecker an jenem Tag im 
Mai 1971 den noch amtierenden 
Staatsvorsitzenden auf dessen 
Landsitz auf und beschied ihm 
sein Los. Ulbricht war weder 
vorbereitet noch zu einer Ge-
genwehr in der Lage. Auch das 
entblößt ihn in seiner Dummheit. 
Hatte er doch drei Jahre zuvor 
während einer ZK- Tagung die 
Entlassung Honeckers als Stell-
vertreter des Ersten Sekretärs 
angeordnet und Honecker offizi-
ell abgesetzt. 

Eine Order, die die Sowjets um-
gehend auf den Plan rief. Ho-
neckers Entlassung wurde inner-
halb von nicht mal einer Woche 
rückgängig gemacht. So als hätte 
es den demütigenden Vorgang 
nicht gegeben, kehrte der gebür-
tige Saarländer in das Amt zu-
rück. Es war keine Frage, dass 
dies für Ulbricht ein Signal hätte 
sein müssen, zumal ihm Bre-
schnew ebenfalls den Rücktritt 
nahegelegt hatte. 

Ulbrichts Nachfolger Honecker 
hatte nach dem Sturz des Amts-
vorgängers wenig Mühe, sich in 
den Vordergrund zu spielen. 
Man war in der Bevölkerung 
froh, den Stalinisten Ulbricht los 
zu sein. Mit Honecker verband 
man neue Erwartungen, man 
hoffte auf mehr Reisefreiheit, 
wirtschaftliche Fortschritte, end-
lich auch auf Wohnraum und auf 
mehr Wohlstand. Allgemein hat-
te man gemeint, sich nicht ver-
schlechtern zu können. 

Ulbricht geriet nach seinem 
Absturz in der Tat schneller als 
je ein vergleichbarer Politiker in 
Vergessenheit. Als während der 
Weltfestspiele am 1. August 
1973 der Tod des Diktators be-
kanntgegeben, war es lediglich 
der Nachrichtensprecher der Ak-
tuellen Kamera, der theatralisch 
mit den Tränen kämpfte. Er al-
lein wird wissen, wie lange man 
für ein derartig verlogenes Bu-
benstück üben muss. 

Ulbricht als Politiker war, ob-
wohl erst seit drei Jahren aus der 
Öffentlichkeit verbannt, über-
wunden. Geblieben war und ist 
sein Spitzname: Walterchen. Le-
diglich den ehemaligen politi-
schen Häftlinge, die dem Dikta-
tor der Nachkriegsstunden satte 
Zuchthausstrafen verdanken, 
bleibt er zeit ihres Lebens in Er-
innerung.

Wiederholt sich Geschichte?
18 Jahre nach dem Sturz Wal-

ter Ulbrichts erging es dem Int-
riganten Erich Honecker nicht 
anders. Auch bei ihm fuhr der
Kronprinz, der langjährige FDJ-
Sekretär und Sicherheitsbeauf-
tragte Egon Krenz, mit einer De-
legation hochrangiger SED- Ge-
nossen vor. Auch dieser Mann, 
dem man zwei Jahre zuvor in 
Bonn und München gehuldigt 
hatte, wurde geschasst. Ein 
Kreml, der ihn retten würde, war 
nicht mehr existent. Von den 
Straßen hallte es vielmehr deut-
lich vernehmbar: „Gorbi, Gorbi, 
Gorbi!“ Sicher, Honecker liefer-
te der Welt noch einige Jahre 
Bilder und Szenen, die ihn bis 
zum Tod 1994 vielfach für die 
Öffentlichkeit interessant mach-
te. Doch es war schmachvoll, 
wie er dem Ende entgegen ging. 
Blind gegenüber der Wahrheit 

und stumm und uneinsichtig ge-
gen das von ihm zu verantwor-
tende Unrecht, wurde er inner-
halb von Tagen zum Aussätzi-
gen. Niemand von den West-
Partnern suchte noch seine Nähe. 

Nicht nur die Schicksale der 
Diktatoren gleichen sich. Auch 
was die Witwen beider SED-
Sekretäre angeht, gibt es Paralle-
len. Sowohl Lotte wie auch 
Margot blieben bis zum letzten 
Atemzug uneinsichtig. Keine 
von beiden hatte ein halbwegs 
mitfühlendes Wort für die Opfer 
und deren Hinterbliebene. Aller-
dings hatte auch die Welt kaum 
ein Mitgefühl geschweige denn 
Verständnis für sie. 

Und jener, der Honecker ins 
Abseits beförderte? Egon Krenz 
büßte für sie alle. Von echter 
Buße, die ihm mit der sanften 
Haft auferlegt wurde, kann frei-
lich nicht die Rede sein. Krenz 
ist alle mal intelligenter als Ho-
necker, auch als Ulbricht (was 
nun aber kein Maßstab sein 
darf). Krenz hat zudem aus den 
Fehlern der SED gelernt, ihn hat 
auch die Altersmilde im Hin-
blick auf seine nachweisliche 
Beteiligung am DDR-Unrecht 
erreicht. Doch es geht ihm gut.
Er darf Bücher schreiben und hat 
sein schönes strandnahes Haus 
behalten. Die Medien interessie-
ren sich bei passenden Anlässen 
für ihn. Er darf über sich berich-
ten und jenen die Schuld zu-
schieben, die tot sind. Er dürfte 
sich also nicht beklagen. Er tut 
es auch nicht, zumindest nicht 
offen. Er gibt sich geläutert, so-
gar gerecht. Er darf darauf hof-
fen, dass bei seinem Ableben die 
Welt noch einmal auf ihn blickt. 
Eine Welt allerdings, die mitt-
lerweile ganz andere Probleme 
hat und die um neue Wahrheiten
und mit diffizileren Konflikten
kämpft, als man sie während des 
Kalten Krieges kannte. Es ist ei-
ne Welt, die von Krenz und den 
Verbrechen der SED und ihrer 
Mitläufer in den Blockparteien 
kaum noch Notiz nimmt. Ist es 
also nicht die wirkliche Strafe, 
so ganz am Rande der Geschich-
te und mit der Erkenntnis der ei-
genen Bedeutungslosigkeit wei-
terleben zu müssen?

Tom Haltern 



10

Nach der Verhaftung folgten Verhöre und die Hölle von Hoheneck
Eine bewegende Aufarbeitung des persönlichen Schicksals in der DDR-Diktatur
Es gehört schon viel Mut dazu, die 
Geschehnisse und Misshandlun-
gen bei der Stasi und im bekann-
testen DDR Frauenzuchthaus in 
diesem Buch darzulegen. Elke 
Schlegel schildert lebhaft und mit 
viel Gefühl ihren Leidensweg von 
einem Ausreiseantrag aus der 
ehemaligen DDR über ihre Inhaf-
tierung bis hin zu ihrem Verkauf 
in den Westen. Auch ihr Lebens-
gefährte und Vater des gemeinsa-
men Sohnes wird gleichzeitig in-
haftiert. „Mitkommen!“, brüllte 
der ranghöchste Stasi-Offizier und 
stürmte an mir und meinem 
Freund vorbei in unsere Wohnung. 
Plötzlich standen fünf Männer und 
eine Frau vor uns. "Klärung eines 
Sachverhaltes", hieß es. Sie galten 
als Staatsfeinde. Damit ihr Ausrei-
seantrag endlich bewilligt wurde, 
demonstrierten sie regelmäßig mit 
Regimegegnern des "Weißen 
Kreises" und versammelten sich 
zu stummen Protesten. Am 10. 
Dezember 1983, der Tag der Men-
schenrechte, versammelten sie 
sich mit weißen Kerzen auf dem 
Jenaer Weihnachtsmarkt. Ihr eige-
ner Bruder, der seinen Wehrdienst 
bei der Bereitschaftspolizei der 
NVA absolvierte stand mit einem 
geladenen Gewehr vor ihnen, um 
sie zu verhaften.

Schon allein der Titel macht 
neugierig auf den Inhalt. Sie 
schreibt intelligent und ihre Schil-
derungen sind so lebendig, dass 
man beim Lesen mit ihr leidet. Die 
Demütigungen, die in diesem
menschenverachtenden System 
der Stasi eine junge Frau aus Thü-
ringen ertragen musste, zeigt aber 
auch, wie die DDR Diktatur mit 
ihren Methoden Regime-Kritiker 
mundtot machen wollte.

Das Ausreiseersuchen war so-
weit bearbeitet, dass sie schon seit 
Tagen auf gepackten Koffern sa-
ßen. Franz Josef Strauß hatte mit 
seiner Vermittlertätigkeit beim so-
genannten "Milliardenkredit" da-
mals Ausreisegenehmigungen für 
politisch Inhaftierte verlangt. Es 
gab nicht genügend Inhaftierte
und eine Welle der Verhaftungen 
zog sich durch Jena. Eine Straftat 
musste her.

Am 28.März durfte sie ihren 
Sohn noch zu ihrer Mutter bringen 

und verabschiedete sich mit der
größten Lüge ihres Lebens. 

Das schlimmste an der Haft war 
die Ungewissheit über den Ver-
bleib des eigenen Kindes. Sie 
wurde unter anderem wegen lan-
desverräterischer Nachrichten-
übermittlung sowie Aktivitäten im 
Weißen Kreis Jena zu 18 Monaten 
Zuchthaus verurteilt.

Immer wieder werden die Leser 
des Buches mit tiefen Eindrücken 
über den unmenschlichen Umgang 
vom Wachpersonal mit den Ge-
fangenen konfrontiert.

Die Schließerinnen 
in Hoheneck waren Bestien 

in Unformen.

Im September und Oktober 1984 
war für sie und ihren Freund der 
Spuk vorbei. Sie wurden freige-
kauft und mit einem Bus der Stasi 
ins zentrale Aufnahmelager der 
Bundesrepublik nach Gießen ge-
fahren. Erst ein Jahr später durfte 
sie ihren kleinen Sohn nachholen.
Dazu musste sie zurück in die 
DDR reisen, zurück ins Gefängnis 
DDR ohne Einreisepapiere.

Als nach dem 09. November 89 
die erste Euphorie vorüber war, 
wurde ihnen bewusst, dass nicht
nur Freunde und Verwandte son-
dern auch die damaligen Täter 
freien Einlass in den Westen hat-
ten. Bei einer Weiterbildung ihres 
Arbeitgebers 2007 saß sie unwis-
send mit einer ehemaligen Aufse-
herin von Hoheneck in einem Au-
to. Nervenzusammenbruch. Un-
zählige Arztbesuche, Gutachten 
und Rehabilitationen folgten.

Heute ist es ihr Wunsch, bei der 
Aufarbeitung der SED-Diktatur zu 
helfen und dazu beizutragen, dass 
die Opfer und die DDR- Ge-
schichte nicht in Vergessenheit 
geraten. So wurden wir als VOS 

Mitglieder auf diese im Oktober 
2020 erschienene Lektüre des 
Fölbach Verlages Koblenz auf-
merksam.

Dieses Buch, schon rein äußer-
lich vielsagend, haben wir beide 
mit viel Aufmerksamkeit gelesen
und können es als sehr gelungen 
einschätzen. Ergreifend ist die 
Schilderung wie eine junge Mutter
von ihrem Kleinkind und dem 
gemeinsamen Freund getrennt 
wurde und die Familie erst nach 
dem Freikauf in die BRD endlich 
wieder vereint war. 

Dieses Buch ist ein Leidensweg, 
den viele Regimegegner ähnlich 
ertragen mussten. Durch die psy-
chischen Folgen und die traumati-
schen Erlebnisse der Haftmetho-
den waren bleibende Körperschä-
den vorprogrammiert. Besonders 
deutlich wird der Menschenhandel 
der DDR mit der gezielten Aus-
beutung der Gefangenen bei der 
Beschaffung von Devisen für die 
marode DDR Wirtschaft wahr-
heitsgetreu geschildert.

Die Schließerinnen in Hoheneck 
waren Bestien in Unformen. Be-
sonders eindrucksvoll schildert die
Autorin die Begegnung mit einer 
solchen Person, die es dann nach 
der Wiedervereinigung schon
wieder zu etwas gebracht hat, 
während die Opfer der ehemaligen 
DDR Justiz noch um Almosen
kämpfen mussten. 

Leider sind viele der linientreuen 
Genossen am Ende als Sieger 
wieder hervorgegangen und 
manch einer von uns muss um je-
den Schritt der finanziellen Ent-
schädigung, Rehabilitierung und 
auch Anerkennung der gesund-
heitlichen Schäden jahrelang 
kämpfen.

Elke Schlegel: 5 Monate und 24 
Tage Frauenzuchthaus Hoheneck -
eine Extremerfahrung.
Koblenz 2020, 15,80 €. 230 Sei-
ten, ISBN 978-3-95638-205-5

Auch ich geriet als junger Mann 
ins Visier der Stasi und wurde jah-
relang bespitzelt. 1954 wurde ich
mit weiteren sieben Jugendlichen, 
einige waren gerade erst 17 Jahre, 
von der Stasi tagelang verhört.

nächste Seite oben
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Ziel war es, einen Schauprozess zu inszenieren. Die 
im Buch von Elke Schlegel beschriebenen Folterun-
gen habe ich selbst auch erlebt.

Ich wurde mit 18 Jahren wegen Boykotthetze zu 18 
Monaten Zuchthaus mit Zwangsarbeit im Kupfer-
schieferbergbau Mansfeld verurteilt. 

Eine Anklageschrift und ein Urteil konnte ich erst
nach Einsicht in die Stasi-Akten erhalten. 

Auch 30 Jahre nach der Wende besteht 
die Möglichkeit zur Einsichtnahme in die 
Stasi-Akten. Daher sollte man sie nutzen.

Als langjährige und treue Mitglieder der VOS emp-
fehlen wir jedem, nutzt die Möglichkeit zur Einsicht-
nahme in die Stasi-Akten, auch 30 Jahre nach der 
Wende werden immer noch Beweise und Dokumente 
vom Haftverlauf gefunden.

In einem Nachwort von Josef Oster, einem Mitglied 
des Deutschen Bundestages, wird der Leser darüber 
informiert, dass Elke Schlegel wegen ihrer ehrenamt-
lichen Tätigkeit für unsere Demokratie anlässlich des 
30. Jahrestages der Deutschen Einheit mit dem Bun-
desverdienstkreuz ausgezeichnet wurde. Wir können 
dieses Buch nur allen Interessenten empfehlen, dieses 
Buch verdient es von vielen gelesen zu werden. 

Was war diese DDR-Diktatur doch für ein men-
schenverachtendes System.

Die Leser dieser Lektüre die VOS-Mitglieder
Regina und Siegfried Keil

Der Redakteur dankt dem Ehepaar Keil für diesen in-
teressanten Beitrag und wünscht dem Buch von Ka-
meradin Elke Schlegel einen breiten Leserkreis und 
viele weitere öffentliche Lesungen.

„Wenn Sie dies lesen, 
bin ich nicht am Leben“
Ein Zeichen gegen die Diktatur gegen 
den Unrechtsstaat Belarus setzen
Für den 29. Mai 2021 hat die belarussische Oppositi-
onsführerin Swetlana Tichanowskaja zu weltweiten 
Kundgebungen aufgerufen, mit denen Solidarität mit 
politischen Gefangenen gezeigt werden soll. Ein Jahr 
nach der Inhaftierung ihres Ehemanns rief sie aus dem 
Exil in Litauen am Samstag zu weltweiten Kundge-
bungen auf, auch für den Regierungskritiker Roman 
Protassewitsch. Der Blogger war auf einem Flug von 
Athen nach Litauen nach der erzwungenen Landung
eines Passagierflugzeugs am vergangenen Sonntag in 
Minsk verhaftet worden. Sergej Tichanowski hatte bei 
der Präsidentenwahl im vergangenen August gegen 
den autoritären Langzeitmachthaber und Diktator
Alexander Lukaschenko antreten wollen, wurde aber 
schon Ende Mai festgenommen. Ihm drohen viele 
Jahre Gefängnis. 

In Berlin kamen am letzten Mai-Wochenende einige 
hundert Menschen, überwiegend Belarussen, aber 
auch viele aus dem Baltikum, einige Ukrainer und Po-
len, dazu einige Deutsche, zusammen. Vom Potsda-
mer Platz ging es vorbei an der Russischen Botschaft 
zur Vertretung der Europäischen Kommission am Pa-
riser Platz. 

Am Ende wurde der Abschiedsbrief des 18-jährigen 
Dmitry Stakhovsky vorgelesen, der Stunden nach ei-
ner Befragung durch Sicherheitsbeamte im Rahmen 
einer Untersuchung der “Massenunruhen” durch die 
belarussischen Behörden am 25. Mai 2021 Selbst-
mord begangen hatte. “Wenn Sie dies lesen, bin ich 
nicht am Leben. Das Untersuchungskomitee ist dafür 
verantwortlich. Wenn der moralische Druck auf mich 
nicht weitergegangen wäre, hätte ich es nicht gewagt, 
eine so schreckliche Tat wie Selbstmord zu begehen. 
Aber meine Ausdauer war erschöpft.“

Es wird endlich Zeit, dass die EU sich den Men-
schen in Weißrussland zuwendet. Stefan Krikowski

Die Nachfrage hat geholfen: Der 
Gedenkstein wurde umplatziert
Vermisster Gedenkstein wurde aufgefunden 

In der vorigen Fg-Ausgabe berichtete unser Kame-
rad Dr. Heinz Schneider aus Prenzlau, dass der Ge-
denkstein zu Ehren der zu Tode gekommenen Jugend-
lichen und Frauen des Lagers Fünfeichen, aber auch 
jener Opfer von Sachsenhausen, Ketschendorf und 
anderen Speziallagern sowie der Opfer des Kommu-
nismus überhaupt nicht mehr auffindbar sei. Die dar-
aus entstandene ungeklärte Frage konnte kurzfristig 
durch Hans Stein, einen der Initiatoren dieses Geden-
kens, aufgeklärt werden. Demnach wurde der Ge-
denkstein an einen anderen Ort umgesetzt, wo er bes-
ser wahrgenommen werden kann. Der Leitsatz des 
Gedenkens wurde als Inschrift mit „Nicht Rache soll 
sein, sondern Erinnerung!“ auf dem Stein festgehal-
ten. Wie Heinz Schneider mitteilt, wird Prenzlaus 
Oberbürgermeister den Bundesvorstand der VOS 
noch persönlich informieren. Hugo Diederich
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VOS wünscht sich weiterhin eine enge Zusammenarbeit 
Amtswechsel in Sachsen. Nancy Aris ist seit Mai neue Landesbeauftragte
Am 30. April 2021 wurde mit Frau Dr. Nancy Aris im 
Freistaat Sachsen eine neue Landesbeauftragte für die 
Aufarbeitung der SED-Diktatur in das vorgenannte 
Amt eingeführt. Frau Dr. Aris war zuvor seit Langem
die Stellvertreterin und wird den Anforderungen somit 
mühelos gerecht. Die Amtseinführung wurde vom
Landtagspräsidenten Dr. Matthias Rößler vorgenom-
men. Herr Dr. Rößler verabschiedete zuvor den bishe-
rigen Amtsinhaber Lutz Rathenow, der das Amt zehn
Jahre bekleidet hat und stets einen engen Kontakt zu 
den Opferorganisationen im Bundesland Sachsen ge-
halten hat. Letzteres hatte – ebenso wie die klassische 
Aufarbeitung der Geschichte der SED-Diktatur –
höchste Priorität in seiner Amtszeit.

Zur Person: 
Frau Dr. phil. Nancy Aris wurde 1970 geboren, 
sie ist Historikerin und Autorin. Sie studierte 
Polonistik, Russistik und Neuesten Geschichte 
in Berlin. Sie hat diverse Publikationen zur Dik-
taturgeschichte herausgegeben. Mehrere Bücher 
wurden ausführlich in der Freiheitsglocke vor-
gestellt. (Quelle: Internet)

Lutz Rathenow war eine zuverlässige Größe für die 
VOS, er hat dem Verband in vielen Belangen eine 
hervorragende Unterstützung und Anleitung gewährt. 
Dankbar sind ihm die VOS-Mitglieder insonderheit 
für die Mitwirkung beim Zeitzeugenprojekt der VOS, 
das er über acht Jahre begleitete. Er schuf die Voraus-
setzung für die sieben Bände mit 40 Zeitzeugen, in 
denen deren Hafterlebnisse in der Reihe „Erinnerun-
gen an politische Gefangenschaft“ dokumentiert wer-
den konnten. Das Fazit: Zeitzeugen, die insgesamt 150
Haftjahre in den verschiedenen Gefängnissen der Stasi 
und des NKWD eingesperrt waren. ARK

Freuen uns auf gute Ergebnisse
Landesverband Sachsen gratuliert
Frau Dr. Nancy Aris hat ab dem 1. Mai 2021 das Amt 
der Sächsischen Landesbeauftragten für die Aufarbei-
tung der SED-Diktatur für fünf Jahre übernommen.
Frau Dr. Aris ist Historikerin, sie ist seit 2004 in der 
Funktion der Stellvertreterin des Landesbeauftragten
für die Aufarbeitung der SED-Diktatur tätig. Sie hat 
durch viele Publikationen und Zeitzeugengespräche
die Schicksale von politisch Verfolgten und deren 
Erlebnisse in der DDR deutlich warden lassen. Ihre 
Aufgabe sieht auch weiterhin darin, die Geschichte 
der ehemals politisch Verfolgten stärker in den Mit-
telpunkt ihrer Arbeit und das öffentliche Interesse zu
rücken. Aktuell setzt sie sich intensiv für die Entste-
hung der Gedenkstätte im ehemaligen Frauen-
zuchthaus Hoheneck ein.

Der Verband VOS wünscht Frau Dr. Aris viel Erfolg 
in ihrem nunmehr gewachsenen Verwantwor-
tungsbereich. Seitens des Verbandes besteht weiterhin 
ein großes Interesse an der Fortführung der bisher er-
folgreichen Zusammenarbeit. 

Frank Nemetz, VOS-Landesverband Sachsen
Bundesvorstand, B.-Geschäftsführer, Redakteur

Foto: Frank Nemetz, VOS

Sind stolz und fühlen uns geehrt
Ministerpräsident Michael Kretschmer
zeichnet bei Ehrung der Bürgerrechtler und 
Bürger auch drei VOS-Mitglieder aus
Aus dem Landesverband Sachsen der VOS wurden 
zum 30. Jahrestag der Wiedergründung des Freistaates 
Sachsen sowie der Deutschen Einheit drei Mitglieder 
des Landesverbandes Sachsen mit der Medaille an-
lässlich der 30.Jahretage der Friedlichen Revolution 
und der Deutschen Einheit ausgezeichnet.

Die Auszeichnungen erhielten:
Frank Nemetz VOS- Landesvorsitzender Sachsen
Heinz Galle     VOS-stellv. Landesvorsitzender
Dr. Bernd Müller-Kaller Ehrenvorsitzender 

Wir sind alle drei überglücklich, dass wir mit der 
Friedlichen Revolution am 9. Oktober 1989 in Leipzig 
mitgeholfen haben, das verbrecherische SED-Regime 
zu stürzen und die Wende zu schaffen. Wir sind auf 
die Straße gegangen, um die Freiheitsrechte für Milli-
onen Bürgerinnen und Bürger einzufordern und den 
Unrechtsstaat DDR zu beseitigen.

Wir haben in Leipzig, Torgau und Dresden Kontakt 
zum Neuen Forum und zu den Neugegründeten Orga-
nisationen gehabt. Heinz Galle war bei der Besetzung 
der Stasi-Zentrale in Leipzig dabei und im Bürgerko-
mitee tätig.

Wir wurden für unseren Mut und den herausragen-
den Einsatz rund um die Friedliche Revolution geehrt,
und wir sind dafür dankbar. Frank Nemetz 

(im Namen der Ausgezeichneten)
Bundesvorstand, Bundesgeschäftsführer und Redak-
teur gratulieren ebenfalls. Die Auszeichnung ist zu-
gleich eine Ehrung unseres 71-jährigen Verbandes.
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Über unvergessene, unendliche Grausamkeiten der Stalinisten 
Die Sowjets und ihre Vasallen in der DDR machten mit unbequemen Literaten kurzen Prozess
Professor Jörg Baberwoski ver-
öffentlichte mit Datum 16. April 
2021 auf der Internetseite der 
Bundeszentrale für politische 
Bildung einen längeren, lesens-
werten Geschichtsbeitrag über 
die Gewaltgeschichte der Sow-
jetunion. Zu diesem Beitrag 
nimmt nachstehend Dr. Jörg B. 
Bilke in einem Brief an den Ver-
fasser Stellung. 
Sehr geehrter Herr Professor 
Baberowski, nachdem ich Ihren 
Aufsatz “Sowjetische Geschichte
als Gewaltgeschichte“ gelesen ha-
be, fasse ich den Mut, Ihnen zu 
schreiben. Es geht um die Aufar-
beitung des Stalinismus in der 
DDR und den Beitrag, den der 
DDR-Schriftsteller Karl Heinz Ja-
kobs (1929 bis 2015) dazu geleis-
tet hat.

Jakobs, in Ostpreußen geboren,
hat 1981 die DDR verlassen und 
wohnte bis zu seinem Tod mit sei-
ner Frau in Velbert/Rheinland. 
Sein 1961, im Jahr meiner Verhaf-
tung in Leipzig, erschienener Ro-
man „Beschreibung eines Som-
mers“ war ein sozialistischer Best-
seller, den ich im Sommer 1963 im 
Zuchthaus Waldheim las. Er wurde 
mit Manfred Krug in der Hauptrol-
le verfilmt.

Im Sommer 1979 war der Autor 
auf Lesereise in Westdeutschland 
und trat, ohne das mit dem Schrift-
stellerverband in Ostberlin abge-
sprochen zu haben, im „Haus des 
Deutschen Ostens“ (heute: Gerhart-
Hauptmann-Haus) in Düsseldorf 
auf. Dafür wurde er aus dem 
Schriftstellerverband ausgeschlos-
sen. 1983 veröffentlichte er den 
Roman „Das endlose Jahr“, worin 
er seinen Ausschluss aus dem Ver-
band in Beziehung setzte zum 
Schicksal der deutschen Kommu-
nistin Dorothea Garai (1899 bis 
1982), die das Erscheinen des Bu-
ches nicht mehr erlebte. Sie wurde 
in Moskau 1937 verhaftet, nachdem 
ihr Ehemann erschossen worden 
war, und zu zehn Jahren Lagerhaft 
verurteilt, 1947 bekam sie weitere 
zehn Jahre Verbannung.

Sie schrieb dann an Anna Seg-
hers nach Ostberlin und bat um 
Hilfe. Sie durfte ausreisen und sich 
in Dresden niederlassen. Sie suchte 
dort verzweifelt nach Menschen, 

denen sie ihre Geschichte erzählen 
konnte, aber niemand wollte ihr 
zuhören. Schließlich schrieb sie an 
Jakobs, der als Journalist Sibirien 
bereist hatte.

Er wohnte damals in Falkensee 
bei Berlin und besuchte sie mehr-
mals in Dresden, wo sie ihm einige 
Tonbänder mit ihrer Geschichte 
vollsprach. Diese Bänder nahm er 
1981 mit, als er ausreiste und 
schrieb den Roman „Das endlose 
Jahr“. Ihre Geschichte hat er zu-
nächst überhaupt nicht verstanden, 
weil er nichts vom Stalinismus 
wusste, den es nach Walter Ul-
bricht in der DDR überhaupt nicht 
gegeben hat. So wunderte er sich, 
als sie erzählte, sie wäre mit dem 
Schiff nach Kamtschatka gefahren, 
um dort Gold zu schürfen. Dass 
das ein Gefangenentransport war, 
kam ihm nicht in den Sinn. Jahre 
später hat er über Dorothea Garais 
Geschichte noch einen Roman ge-
schrieben „Leben und Sterben der 
Rubina“ (1999).

Mir ist noch eine zweite DDR-
Kommunistin bekannt, die in sibi-
rischen Lagern war: Trude Richter 
(1899 bis 1989). Sie war 1934 
nach Moskau in die Emigration 
gegangen, wurde 1936 verhaftet 
und 1946 entlassen. Die zweite 
Verhaftung erfolgte 1949. Als sie 
1953 wieder in Moskau war, 
schrieb auch sie an Anna Seghers 
und durfte in die DDR ausreisen, 
wo sie Dozentin am Leipziger Li-
teraturinstitut wurde. In ihrer Au-
tobiografie „Die Plakette“ (1972) 
wird ihre sibirische Haft mit kei-
nem Wort erwähnt, ein Jahr nach 
ihrem Tod erschien ihre vollstän-
dige Autobiografie „Totgesagt“ 
(1990).

Ich erinnere mich, dass mir mein 
alter Freund Erich Loest erzählt 
hat, er wäre 1956, ein Jahr vor sei-
ner Verhaftung, nach Westberlin 
gefahren, um sich die Geheimrede 
Nikita Chruschtschows zu besor-
gen. Ich bin am 9. September 1961 
während der Leipziger Buchmesse 
auf dem Karl-Marx-Platz verhaftet 
worden, weil ich über das Schick-
sal Erich Loests recherchiert hatte.

Dr. Jörg Bilke

Anm. d. Red.: Über den DDR-
Schriftsteller Karl Heinz Jakobs 
berichtete der Autor und Publizist 

Jörg Bilke auch schon in der Frei-
heitsglocke, Ausgabe 757/8 vom 
Dezember 2015. 
Der Link zum Gesamtthema Sow-
jetunion findet sich im Internetauf-
tritt der Bundeszentrale für politi-
sche Bildung unter Eingabe von 
https://www.bpb.de/APuZ (bpb.de) 
Der Beitrag Sowjetische Geschich-
te als Gewaltgeschichte kann hier 
neben mehreren anderen in voller 
Länge nachgelesen werden. 
Der Autor Dr. Jörg B. Bike wur-
de in einem Beitrag der ARD über 
Anna Seghers interviewt. Die Sen-
dung wurde am 30. Mai ausge-
strahlt und konnte in dieser Aus-
gabe nicht berücksichtigt werden. 
Üblicherweise sind aber Beiträge 
dieser Art in der Mediathek abruf-
bar. fg

Was wir nicht 
vergessen sollten

D a s   K n a s t l e x i k o n
In dieser Reihe möchten wir eini-
ge Ausdrücke/Begriffe erklären, 
die (nicht) nur in der (DDR-)Haft 
geläufig waren und die man kei-
neswegs vergessen sollte. 
Heute: Fußlappen 

Als Fußlappen bezeichneten die 
Insassen im Zuchthaus Branden-
burg keineswegs jene inzwischen 
kaum noch verwendeten Textiler-
zeugnisse zur Umwicklung der 
Bein- Extremitäten. Vielmehr war 
damit ein Nahrungsmittel mit der 
Bezeichnung Kohlroulade ge-
meint. Dieses enthält im Innern ei-
gentlich einen hohen Fleischanteil. 

Im Gläsernen Brandenburger 
Zuchthaus-Sarg war der Fleisch-
gehalt äußerst gering, dafür der 
umgebende Blattanteil des Kohls 
umso größer – er hatte sozusagen 
die Dimension eines FUßLAP-
PENS. Igor Gerd Lesnikow

Anm. d. Red: Dieses Knastlexikon 
ist im Entstehen. Gern übernehmen 
wir Ihre / eure Erinnerungen.

Das Zitat: 
Das Vergangene ist nicht tot; 
es ist nicht einmal vergangen.

William Faulkner
Schriftsteller; USA

1897 bis 1961
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Ist Neubrandenburg den SED-Opfern keinen Respekt schuldig?
Es wäre das schlechteste aller Signale, das Gebäude des ehemaligen Stasi-Knastes abzureißen
Die Stadt Neubrandenburg ist stolz 
auf ihre Errungenschaften. Doch 
sie hat auch ihre negativen Erleb-
nisorte, und diese hängen mit den 
Verbrechen der SED-Diktatur zu-
sammen. Man muss also fragen:
Sollen diese in Vergessenheit gera-
ten oder verdrängt werden? Derzeit 
hat es den Anschein, als hätte kei-
ne politische Partei in Neubran-
denburg ein wirkliches Interesse,
um an die Schattenseiten der Ver-
gangenheit zu erinnern.

Aus der Stadtverwaltung sind 
ebenfalls keine wahrnehmbaren 
Aktionen zum Gedenken an die 
Opfer des DDR-Regimes erkenn-
bar. Es sind zunehmend leere 
Worthülsen und Textbausteine 
vom Oberbürgermeister und von
Politiker*innen, egal welcher Cou-
leur, die an den geschichtlich be-
deutenden Gedenktagen wie 17.
Juni, 3. Oktober und 9. November 
zu hören oder zu lesen sind. Die 
Betroffenen jedoch warten auf 
ernst gemeinte Taten, auf ehrliches 
Interesse und auf ungekünstelte 
Anteilnahme. 

Bis heute ist es für die politi-
schen Häftlinge des SED-Regimes
schwer, das in der SBZ/DDR erlit-
tene Trauma von Haft und Verfol-
gung zu bewältigen. Kein Fern-
sehbericht, kein Zeitungsartikel 
und keine Ausstellung können je-
mals zeigen, was den politischen 
Häftlingen der kommunistischen 
Diktatur in den Stasi-Kerkern wi-
derfahren ist. Aber es sind immer 
noch einige Mutige unter ihnen, 
die die Verantwortung auf sich
nehmen und reden, über ihre per-
sönlichen Schicksale und über die 
Zwänge und Schandtaten, die in 
der Diktatur zum Alltag gehörten. 
Zu Recht protestieren sie, wenn 

ihnen das, was noch geblieben ist, 
das steinerne Zeugnis der Vergan-
genheit, genommen werden soll.

Fakt ist, nur wenn die Opfer ihr 
Schweigen brechen, kann erklärt 
werden, wie es zu den Verbrechen 
kommen konnte und wie es mög-
lich war, dass Menschen zu Tätern 
werden konnten. Doch die Last des 
Erlittenen lastet auf deren Schul-
tern schwer. Auch nach vielen 
Jahrzehnten ist der Schmerz des 
erlittenen Unrechts tief und täglich 
gegenwärtig. Vor allem wenn man 
sieht, wie gut es heute vielen ehe-
maligen Funktionären und Tätern 
des DDR-Regime geht und wie 
gleichgültig und eigensüchtig diese
auf das zurückblicken, was sie an-
gerichtet und anderen Menschen 
angetan haben.

Man muss daher ganz konkret 
fragen: Warum will die Stadt Neu-
brandenburg das einstige MfS-
Gefängnis abreißen lassen? Soll 
dieser Unrechtsort aus dem öffent-
lichen Bewusstsein verschwinden, 
sollen die Betroffenen der DDR-
Diktatur allein zuhause vor dem 

Fernsehapparat mit ihren Erinne-
rungen sitzen und zuschauen, wie 
die Nutznießer und Mitläufer der 
DDR-Diktatur das alte System 
verharmlosen und schönreden? Si-
cherlich ist der soziale Wohnungs-
bau gerade heute in den Zeiten ex-
plodierender Mieten ein Anliegen, 
das uns alle bewegt. Dass man mit 
Blick auf diese Maßnahme jedoch 
einen Gedenk- bzw. Erinnerungs-
ort beseitigen will, ja das man
dann gar noch ein fadenscheiniges 
Argument vorschiebt, ist ein Vor-
gang, der nicht hingenommen 
werden kann. Ein Nebeneinander 
des einen neben dem anderen wäre 
eine Minimal-Lösung.

Die Vertreter*innen der lokalen 
Politik und die Beschäftigten und 
Verantwortlichen der Stadt sollten 
nicht davon ausgehen, dass die Op-
fer dieses erniedrigende Vorgehen 
kommentarlos hinnehmen werden. 
Bevor hierzu ein Ratsbeschluss ge-
fasst werden kann, sind umfassen-
de Anhörungen – vor allem der 
wenigen noch lebenden Betroffe-
nen – und Aussprachen in den 
Ausschüssen erforderlich. Alles 
andere wäre ein Rückfall in die 
Diktatur, deren Spuren hier ge-
löscht werden sollen. Es wäre nicht 
hinnehmbar und würde in der Stadt 
Neubrandenburg einen dauerhaften 
Unfrieden nach sich ziehen.  

Für alle, die unter der SED und 
ihren widerlichen Machenschaften
gelitten haben, aber auch für alle 
Demokraten, bleibt die Würde der 
Opfer unantastbar, egal wer sie auf 
welche Weise und unter welch bil-
ligem Vorwand beschädigen will. 
Nach meinem Verständnis kann 
Vergebung auch nur persönlich 
möglich sein, nie aber kollektiv 
oder stellvertretend. 

Allein das Opfer selbst kann sei-
nem Peiniger vergeben. Neubran-
denburg, seine politischen Gremi-
en, sind den vielen Opfern der 
DDR-Diktatur ein Gedenken, eine 
Erinnerung und vor allem mehr 
Respekt schuldig. Wenn man das 
nicht erkennt, wird der Bagger der 
Geschichtsverfälschung bald schon
weitere Gedenkstätten und Erinne-
rungsorte einebnen – bis dann ei-
nes Tage gar noch auf den Gräbern 
von Fünfeichen sozialer Woh-
nungsbau betrieben wird.

Die Schreie der Opfer der Dikta-
turen unterscheiden sich nicht. Die 
Toten bleiben unvergessen.

nächste Seite oben
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Opferbeauftragter – noch nicht entschieden?
VOS stellt mit Uwe Schwabe einen weiteren Kandidaten vor

von voriger Seite

Den Opfern der DDR-Diktatur 
steht, vertreten durch deren Opfer-
verbände, mehr als das Recht zu, 
über den Umgang mit ihren Lei-
densorten zu entscheiden. Warum 
verweigert die Stadt Neubranden-
burg, das Land Mecklenburg-
Vorpommern dies in Bezug auf 
das Stasi-Gefängnis Neubranden-
burg, und das nun schon seit Jah-
ren? Warum kommt niemand im 
Stadtrat auf den Gedanken, die Be-
troffenen einzuladen und deren 
Meinung anzuhören? Sind wir mit 
der Demokratie am Ende?

Wo ist durch die Stadt Neubran-
denburg eine klare Stellungnahme 
gegen die DDR-Diktatur erkenn-
bar? Das Andenken an die Opfer 
des DDR-Regime muss wachge-
halten und gezielt gefördert wer-
den. Ist man sich darüber nicht im 
Klaren? Schüler*innen sollten sich 
unbedingt in der obligatorischen 
Schulzeit mit den deutschen Dikta-
turen des 20. Jahrhunderts ausei-
nandersetzen. Dies sieht auch der 
Rahmenlehrplan vor.

Die Praxis zeigt jedoch, dass sich 
die Lehrkräfte zum Teil verunsi-
chert fühlen und sie die DDR den
Schüler*innen gegenüber verharm-
losen. Und das nicht zuletzt, weil 
von der Politik falsche Signale 
kommen. Ein würdig eingerichte-
ter Gedenkort, der nachweislich 
vom Stadtparlament gewollt wird,
ist eine Stätte, an der Geschichts-
unterricht mit praktischem An-
schauungscharakter erfolgen kann. 
Städte wie Magdeburg, Potsdam 
oder Berlin haben Lernstätten ein-
gerichtet. Nicht nur Jugendliche 
können hier lernen, sondern auch 
Politiker*innen. Auch die Stadt 
Prenzlau hat gezeigt, wie es geht. 
Es bedarf des Willens und der Ehr-
lichkeit. Ist das so schwierig?

Dies sind nur einige Gründe, wa-
rum das Stasi-Gefängnis als Ge-
denkstätte erhalten bleiben muss.
Grundsätzlich gilt, dass wir als Ge-
sellschaft einen objektiven Blick 
auf die Geschichte behalten. Doch 
die Neubrandenburger Stadtfrakti-
onen bzw. Stadtverwaltung hat bis 
heute noch nicht den ältesten und 
größten Opferverein der SBZ-,
DDR-Diktatur die Vereinigung der 
Opfer des Stalinismus e.V eingela-
den. Neubrandenburg nennt dies 
Demokratie?
A. Rohloff, V. Bosse, H. Diederich 

Ab Ende dieses Jahres wird es kei-
nen Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Ministeriums für 
Staatssicherheit mehr geben. An 
seine Stelle tritt ein Beauftragter 
für die Angelegenheiten der Opfer 
der SED-Diktatur. Durch die Bun-
desregierung wurde versichert, 
dass es keine Nachteile für die 
SED-Opfer geben wird. Dieser 
Aussage steht entgegen steht die 
Frage: Was aber ist mit den Vortei-
len? Unklar ist zudem, wer als Op-
ferbeauftragter berufen werden 
soll. Da auch das Datum unbe-
stimmt zu sein scheint, nutzt die 
Freiheitsglocke nach der Präsenta-
tion zweier kompetenter Kandida-
ten – Hugo Diederich, Arnold 
Vaatz – die Gelegenheit, mit Uwe 
Schwabe, dem Vorstandsvorsit-
zenden des Ar-
chivs Bürger-
bewegung 
Leipzig, einen 
weiteren mög-
lichen Kandi-
daten vorzu-
stellen. 

Uwe Schwa-
be ist in den 
Reihen der 
Betroffenen 
kein Unbe-
kannter. Er hat 
in Leipzig, 
einst eines der 
Zentren der Bürgerbewegung und 
des Widerstands gegen die SED, 
ein Archiv der Friedlichen Revolu-
tion und des Widerstands mit auf-
gebaut. Erst kürzlich wurde in der 
Presse betont, welche Bedeutung 
dieses Archiv hat. Hier werden 
nicht nur Akten im Zusammen-
hang mit der Bürgerbewegung 
aufbewahrt und ausgewertet, son-
dern Uwe Schwabe erklärt aus-
drücklich, dass zum Zusammen-
bruch der DDR und zur Absetzung 
der SED-Führungsriege nicht nur 
die Herbststürme von 1987 bis 
1989 geführt haben. Schwabe 
rechnet jede gegen die DDR ge-
richtete Initiative zum Widerstand. 
Damit liegt er natürlich auf der Li-
nie des Verbandes VOS. Denn fest 
steht, dass gerade die Ausreisebe-
wegung einen Sog in der Bevölke-
rung verursachte, der alle Schich-
ten erfasste. Besonderes Gewicht 

haben dabei die politischen Häft-
linge, von denen in der DDR eben-
falls alle wussten. Jemand, der die-
sen realistischen Standpunkt ver-
tritt, ist gewiss in der Lage, die In-
teressen aller (!) Opfergruppen zu 
vertreten; dies gegenüber der Poli-
tik, aber auch vor den Medien und 
den heutigen Sympathisanten und 
veralteter SED- Ideologien und de-
ren Versuchen, das kommunisti-
sche System zu reanimieren.

Uwe Schwabe – Jahrgang 1962 –
ist in der DDR aufgewachsen und 
dort mit dem staatlichen Apparat 
zusammengestoßen, da er sich früh 
den Kirchenkreisen anschloss und 
sich an den Friedensgebeten betei-
ligte. Er wurde vom Ministerium 
für Staatssicherheit per OPK und 
im OV „Leben“ bearbeitet und ge-

riet im Januar 
1989 eine Woche 
in die U-Haft. 

Schwabe gehört 
zu den Gründern 
des Neuen Fo-
rums Leipzig, das 
bis heute exis-
tiert. Nach dem 
Sturz der SED-
Macht und der 
Wiedervereini-
gung ist er seinen 
demokratischen 
Zielen Grundsät-
zen treu geblie-

ben. Dass das Leipziger Archiv 
entstehen konnte, ist nicht zuletzt 
seiner Initiative mit zu verdanken. 
Wie an anderer Stelle in dieser 
Ausgabe der Freiheitsglocke er-
wähnt, kommt die Archiv-Arbeit 
nun auch der VOS zugute, indem 
die Akten des Verbandes hier auf-
bewahrt und erschlossen werden. 

Uwe Schwabe gehört mehreren 
wichtigen politischen Gremien an, 
die eng mit der Betreuung der 
SED-Opfer zu tun haben. Er ist 
damit jemand, der sowohl das in-
haltliche Spektrum wie auch die 
organisatorischen Abläufe kennt. 
Lange schon unterhält er Kontakt 
zur VOS, er ist zuverlässiger An-
sprechpartner und vertritt demo-
kratische Werte. Tom Haltern

(Foto ©: internet, privat)
Anm.: Solange noch kein Beauf-
tragter berufen ist, stellt die Fg 
weitere Kandidat*innen vor.
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Prenzlau: Der Gedenkstein wurde bereits 2016 umgesetzt
Durch den geänderten Standort kann die Inschrift mehr Aufmerksamkeit erfahren
Seit der letzten Ausgabe der 
Freiheitsglocke hat es wegen des 
in Prenzlau entfernten Gedenk-
steins (Bericht auf Seite 27) eini-
ge Aufregung gegeben. Nachdem 
sich nun mehrere Kameraden zu 
Wort gemeldet haben, wurde der 
„Fall“ aufgeklärt. 

Ein Gedenkstein in der Fried-
hofstraße 4 existiert in der Tat 
nicht mehr, er wurde entfernt 
bzw. durch eine Gedenktafel er-
setzt. Die Tafel befindet sich am 
Prenzlauer Seepark nahe dem 
Uckersee, wo mehr Passanten 
unterwegs sind und die Tafel 
häufiger gelesen wird. 

Um die Aufklärung der Umset-
zung haben sich seitens der VOS 
gleich mehrere Kameraden be-
müht. Daher dankt der Redak-
teur insonderheit Hans Stein, Dr. 
Heinz Schneider und Gustav 
Rust. Zudem geht ein nachträg-
licher Dank an den Prenzlauer 
Bürgermeister Hendrik Som-
mer, und nicht zuletzt sei an das 
große Verdienst des leider ver-
storbenen Kameraden Günter 
Arndt erinnert.

Liebe Kameradinnen und Ka-
meradinnen, lesen Sie die nach-
stehenden Auszüge des genann-
ten Briefwechsels, in dem Hans 
Stein und Bürgermeister Som-
mer zu Wort kommen. 

Kamerad Hans Stein schreibt 
am 25. April 2021 an die Bun-
desgeschäftsstelle der 
VOS:
„In der letzten Frei-
heitsglocke wurde ge-
fragt: Prenzlau: Wo ist 
der Gedenkstein?

Den Gedenkstein gibt 
es inzwischen nicht 
mehr. Dafür wurde ei-
ne Gedenktafel ange-
fertigt. Diese wurde am 
Seepark in der Nähe 
des Uckersees ange-
bracht. Die näheren 
Umstände, die dazu ge-
führt haben, sind in ei-
nem Zeitungsartikel 
vom 4. Mai 2016 auf-
geführt.

Mit Schreiben vom 
Mai 2016 habe ich 
euch dies mitgeteilt, 

weil ich der Ansicht war, dass sich 
in Prenzlau niemand darum ge-
kümmert hat. Es war einzig und al-
lein die Initiative des Prenzlauer 
Bürgermeisters Hendrik Sommer.

Ich habe dies auch nur aus der 
Heimatzeitung erfahren, die ich 
abonniert habe, und mich dann mit 
Schreiben vom 14. Mai 2016 bei 
Herrn Bürgermeister Sommer be-
dankt.

Es ist also keineswegs so, dass 
die Stadtverwaltung in Prenzlau 
sich nicht gekümmert hat. Leider
war von – wie in früheren Zeiten –
niemand von der VOS da. Da wir 
alle im jugendlichen Alter von den 
Sowjets verhaftet worden sind, le-
ben heute nur noch einige Haftka-
meraden. Aus meiner illegalen
Gruppe, die aus zwölf Jugendli-
chen bestand, leben nur noch Man-
fred Fenner und ich. Wir waren al-
le zu 25 Jahren Arbeitslager verur-
teilt und wurden dann individuell 
entlassen, ich z. B. nach fast acht 
Jahren aus dem Zuchthaus Bran-
denburg (vorher vier Jahre in Bau-
tzen I). 

Ich füge Aufnahmen der Gedenk-
tafel bei. Die Originalfotos habe 
ich euch seinerzeit übersandt. Viel-
leicht kann man in der nächsten 
Freiheitsglocke einen Hinweis ge-
ben, dass man in Prenzlau keines-
wegs die Opfer des Stalinismus 
und der kommunistischen Gewalt-
herrschaft vergessen hat. 

Ich bedanke mich dafür. Ab-

schließend wünsche ich unserer 
Gemeinschaft alles Gute und viel 
Erfolg bei der Arbeit. 

Euer Kamerad Hans Stein“

Der in dem Schreiben von Hans 
Stein erwähnte Brief vom 5. Mai 
2016 an die Bundes-VOS in Ber-
lin liegt vor. Er enthält bereits 
alle Informationen zur Umset-
zung der Gedenkstätte. Unter 
anderem schrieb Kamerad Stein 
damals: 
„In meiner Heimatstadt Prenzlau 
wurde die Gedenkstätte umgesetzt, 
und zwar aus der Friedhofstraße in 
den Seepark. … Ich habe das auch 
nur aus der Zeitung (Uckermark-
Kurier) erfahren und daraufhin die 
Gedenktafel fotografieren lassen. 

Ich weiß nicht, wieweit die VOS 
in Prenzlau noch aktiv ist und ob
sich in Prenzlau jemand kümmert.
Daher habe ich mich beim Bür-
germeister der Stadt für sein Enga-
gement bedankt. 

Umfangreiche Unterlagen über 
unsere Haftzeiten befinden sich im 
Stadtarchiv Prenzlau. Über die il-
legalen Gruppen, die 1948 vom 
NKWD verhaftet wurden, habe ich 
sehr viel Material beigesteuert. Ich 
habe Günter Arndt bei seiner Ar-
beit immer unterstützt. 

Altersbedingt mute ich mir eine 
Reise nach Prenzlau nicht mehr 
zu.“ Hans Stein

nächste Seite oben
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Die Inschrift der Tafel lautet:
Den Opfern des Stalinismus

1945 bis 1989
In der Friedhofstraße 4 und 5 wurden

1945  bis 1950 Jugendliche, Frauen und Männer
gefangen gehalten, verhört und gefoltert.

Ihr Leiden und Sterben war Beginn
eines neuen Unrechtssystems.

Nicht Rache soll sein sondern Erinnerung!

Gleich darauf wandte sich Ka-
merad Stein mit Schreiben vom 
14. Mai 2016 an den Bürger-
meister von Prenzlau, um sich zu 
bedanken. Er schrieb (Auszug):
„Ich habe die Gedenktafel foto-
grafieren lassen und möchte 
Ihnen sagen, sehr geehrter Her 
Bürgermeister Sommer, dass 
nicht nur ich, sondern auch mei-
ne Haftkameraden mit dem jet-
zigen Standort sehr zufrieden 
sind. Die Geschichte der Opfer 
des Stalinismus des seinerzeiti-
gen Kreises Prenzlau, an deren 
Entstehung ich maßgeblich be-
teiligt war, befindet sich … im 
Prenzlauer Stadtarchiv. 

Alters- und gesundheitsbedingt 
können die meisten Haftkamera-
den an Gedenkveranstaltungen, 
soweit sie noch stattfinden, nicht 
mehr teilnehmen. Daher freut es 
uns besonders, dass durch die 
Gedenktafel an unsere Leidens-
zeit erinnert wird.“
Es spricht für den Bürgermeister 
Hendrik Sommer, dass er auf 
den Brief von Hans Stein post-
wendend geantwortet hat. 

So teilte er Hans Stein in ei-
nem persönlichen Schreiben 
vom 17. Mai 2016 mit: 
„Ich habe Ihr Schreiben vom 14. 
Mai erhalten und bedanke mich 
hiermit ganz herzlich für die An-
erkennung und das Lob von 
Ihnen und Ihren Kameraden. Es 
freut mich, dass Sie mit dem jet-
zigen Standort der Gedenkstätte 
zufrieden sind. 

Auch weiterhin werde ich die 
Gedenkstätte im Auge behalten 
und mich für die Opfer des Sta-
linismus einsetzen. Wenn Ihr ge-
sundheitlicher Zustand es zulässt 
und Sie doch noch mal in Prenz-
lau sein sollten, würde ich mich 
über ein persönliches Gespräch 
mit Ihnen freuen.
Hendrik Sommer, Bürgermeister 

Es ging auch um 
vorher getroffene 
Vereinbarungen
Einige Erläuterungen
Die Gedenktafel zum Gedächtnis 
an die aus Prenzlau stammenden 
Opfer der stalinistischen Will-
kürmaßnahmen war nach 1990 
im Haus Friedhofstraße 4 ange-
bracht worden. Günter Arndt, 
der leider 2013 verstarb, war ei-
ner der maßgeblichen Initiatoren 
dieser Maßnahme. Er hat mit der
Gedenktafel jedoch eine Art
Vermächtnis hinterlassen, dem-
zufolge nach seinem Tod ein an-
derer Standort für die Tafel ge-
sucht werden sollte. Bis dahin 
hatte es die Erlaubnis des Haus-
eigentümers der Friedhofstraße 4 
gegeben, die Tafel hier anzu-
bringen. Dies hatte zur Folge, 
dass jährlich vor dem Gebäude 
Veranstaltungen zu Ehren der 
Opfer stattfanden, was meist zu 
großen Ansammlungen und zur 
Teilnahme der Medien führte. 
Die Erlaubnis sollte nur bis zum 
Ableben von Günter Arndt gel-
ten. Die Änderung des Standor-
tes der Tafel hat somit also auch 
eine rechtliche Komponente. 

Überlegenswert bleibt, inwie-
weit die Ruhe Anwohner vor 
dem Gedenken an die – meist 
jugendlichen – Opfer Vorrang 
hat und nicht trotz des Standort-
wechsels eine gegebenenfalls 
unauffälligere, kleinere Tafel an 
der Hauswand montiert werden 
könnte. Dies leitet sich aus zwei 
Argumenten ab: Erstens werden 
Veranstaltungen, sofern sie noch 
stattfinden, im Seepark durchge-
führt; zweitens sollte allen Men-
schen (nicht nur) in Prenzlau 
bewusst sein, dass sie ohne den 
Widerstand der Opfer heute viel-
leicht gar kein Haus besitzen 
könnten. B. Thonn

Zur Person:
Hendrik Sommer ist als Bürger-
meister in Prenzlau eine feste 
Größe. Er ist parteilos, deckt je-
doch ein breites Spektrum der 
Interessen der Wählerinnen und 
Wähler ab. Seine aktuelle Amts-
zeit beläuft sich von 2017 bis 
2025. Herr Sommer schaffte es 
bei seiner Wiederwahl am 24. 
September 2017 auf 84,3 Pro-
zent der Stimmberechtigten. 
Seinem Konkurrenten von Der 
Linken blieben somit lediglich 
15,7 Prozent. 

Die VOS dankt Herrn Sommer 
für die gewährte Unterstützung. 
Auch wenn sich die Zahl der in 
Prenzlau agierenden Stalinis-
mus-Opfer bleibt das Erinnern 
eine Aufgabe insonderheit für 
die Politik. Der Verband VOS 
unterstreicht hiermit sein Inte-
resse an einer weiteren engen 
Zusammenarbeit mit der Stadt 
Prenzlau, vor allem deren Bür-
germeister. Bundesgeschäftsfüh-
rer, Bundesvorstand, Redakteur

Ein Vorbild für uns
Dank an Kamerad Hans Stein
Hans Stein gehört zu denen, die 
sowohl für den Verband VOS 
wie auch für die Aufarbeitung 
der Geschichte des Stalinismus, 
mit besonderem Blick auf seine 
Heimatstadt Prenzlau, sehr viel 
getan haben. Gemeinsam mit 
Günter Arndt hat er mit Nach-
druck an das Unrecht erinnert, 
das der Kommunismus seit 1945 
die Sowjetische Besatzungszone 
gebracht hat. Er selbst hat dafür 
mit langen Haftstrafen gebüßt. 

Hans Stein begeht am 28. Juli 
2021 seinen 96. Geburtstag. Dies 
ist ein Ereignis, das ihm die Ka-
meradinnen und Kameraden der 
VOS von Herzen gönnen.

Der Verband 
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Dieser Offene Brief ist ein 
unsanfter Weckruf an die politisch 

Verantwortlichen, endlich eine 
akzeptable Personalentscheidung 

im Sinne der SED-Opfer zu treffen.

Brauchen wir einen Opferbeauftragten, den die Opfer nicht akzeptieren?
Die SED-Opfer haben nicht das geringste Verständnis für das Verhalten der Politiker*innen
Am 20. Mai 2021 erschien in der 
Süddeutschen Zeitung ein Artikel, 
der sich mit der Berufung eines Be-
auftragten für die Angelegenheiten 
der SED-Opfer befasst. Dieser Bei-
trag enthält Passagen, denen viele 
wirklich Betroffene, darunter auch 
Mitglieder VOS, nicht zustimmen. 
Der Landesvorsitzende der VOS in
NRW Felix-Heinz Holtschke hat 
sich daraufhin mit einem Leserbrief 
an die Redaktion der SZ gewandt 
und Richtigstellungen zur Sache 
vorgenommen. Zudem erklärte er 
noch einmal den Umgang von Poli-
tik und Medien mit den SED-
Opfern. Das Schreiben ist in kürze-
rer Form nachstehend zu lesen:

Der Beitrag vom 20. Mai Be-
auftragter für Stasi-Opfer drin-
gend gesucht lässt uns als Verei-
nigung der Opfer des Stalinismus 
nicht schweigen. Wir fragen uns, 
was aus der Demokratie 30 Jahre 
nach der Wiedervereinigung bei-
der deutscher Staaten geworden ist?
Die Große Koalition kungelt offen-
sichtlich in Hinterzimmern in dieser 
sensiblen Personalie nach einer für sie 
nützlichen Lösung, ohne die Opfer des 
SED-Regimes in deren Verbänden 
auch nur einmal nach ihren Vorstel-
lungen gefragt zu haben.

Jüngstes Beispiel ist der Bericht der 
sogenannten Platzeck-Kommission
mit dem Titel „30 Jahre Friedliche 
Revolution und Deutsche Einheit“ aus 
2020. Darin blieben die ca. 2 Millio-
nen DDR-Bürger, die meist ohne öf-
fentlichkeitswirksame Fernsehbilder 
die DDR seit ihrer Gründung 1949 
verlassen hatten, völlig unerwähnt. 
Und ausgerechnet der Leiter dieser 
Kommission, der ehemalige SPD-
Vorsitzende Matthias Platzeck, der in 
dem Bericht die deutsch-deutsche Ge-
schichte lückenhaft dargestellt hat, 
wird als Kandidat des Opferbeauftrag-
ten gehandelt? Er ist schon deshalb 
inakzeptabel, weil er 1990 als Volks-
kammerabgeordneter von Bündnis 90 
gegen die Wiedervereinigung ge-
stimmt hat und diese Sternstunde der 
Deutschen als Anschluss bezeichnete.

Wer diesen Tatbestand bestreitet, 
dem empfehle ich das Publikationsor-
gan der Union der kommunistischen 
Opferverbände „Stacheldraht“ Nr. 2/ 
2021. Unter dem Beitrag "DDR-
Altübersiedler und die Rentenüberlei-
tung – ein Dauerärgernis" zeigt der 
Vorsitzende der Interessengemein-

schaft ehemaliger DDR-Flüchtlinge 
Jürgen Holdefleiß, dass die ungerecht-
fertigte, durch keinerlei parlamentari-
sche Entscheidung legitimierte Wider-
eingliederung von Bürgern der Bun-
desrepublik Deutschland in das unter-
gegangene DDR-Rentensystem zu ei-
ner Rentenungerechtigkeit ausgerech-
net für diejenigen geführt hat, die den 
Weg zu Wiedervereinigung spätestens 
seit dem 17. Juni 1953 geebnet haben.

Wie demütigend, ja respektlos mit 
den Vorkämpfern der Deutschen Ein-
heit seitens der Politik insbesondere in 
der Merkel-Ära umgegangen worden 
ist, ist auf der Internetseite der IEDF 
unter www.iedf.de nachzulesen. Zahl-
lose Briefe an die Bundeskanzlerin 

und führende Politiker der Bundesre-
gierung sowie der im Deutschen Bun-
destag vertretenen Parteien, die größ-
tenteils unbeantwortet blieben. Dazu 
gibt es eine Dokumentation über eine 
Gemeinschaftsbeschwerde der Ver-
bände VOS, IEDF und UOKG an den 
Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages mit dem Titel Beschwer-
de über die Nichteinhaltung der Fest-
legungen zum Rentenrecht in den bei-
den Staatsverträgen der DDR (Petiti-
on 3-19-11-8222-006233). Mit gera-
dezu atemberaubendem Tempo sucht 
die Bundestagsverwaltung seit dem 
März 2018 bis heute nach Antworten 
und versucht sie ausgerechnet beim 
Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales (BMAS) zu finden, das dieses 
schreiende Rentenunrecht verursacht 
hat, anstatt bei neutralen Renten-
rechtsexperten!

Auch das Bundesverfassungsgericht
brauchte vom 6. März 2013 bis zum 
18. Januar 2017, um einem Kamera-
den auf seine Verfassungsbeschwerde 
gegen die Änderung der gesetzlichen 
Bewertung von in der DDR zurückge-
legten rentenrechtlichen Zeiten (1BvR 
713/13) einen Nichtannahme- Be-
scheid zukommen zu lassen. Demüti-
gender kann man mit Menschen nicht 
umgehen, die für ihr Recht kämpfen, 
zumal die Systemträger des SED-
Regimes beim gleichen höchsten Ge-
richt ihre ursprünglich nach der Wie-

dervereinigung gekürzten Rentenan-
sprüche auf dem Klagewege voll 
durchsetzen konnten. 

Die Folgen dieser Ungleichbehand-
lung sind bekannt und die Ideale der 
friedlichen Revolution von 1989 wohl 
unweigerlich verraten. 

Wer könnte es also sein, der die be-
rechtigten Interessen der Opfer der 
zweiten deutschen Diktatur vertritt 
und durchsetzt? Meiner Meinung nach 
wäre der Historiker Dr. Hubertus
Knabe ein geeigneter Kandidat für das 
Amt des Opferbeauftragten. Als ehe-
maliger Leiter der Gedenkstätte der 
SED-Diktatur Berlin- Hohenschön-
hausen, die wie ich sehr viele Haftka-
meraden von innen „kennen“ und da-

her in steter „Erinnerung“ be-
halten werden, ist er ein abso-
luter Kenner der Materie. Dass 
er durch eine hinterhältige Int-
rige ausgerechnet von einem 
Vertreter derjenigen Nachfol-
gepartei aus dem Amt getrie-
ben worden ist, die bis 1989 

Betreiber dieses finsteren Verlieses 
für die Oppositionellen des SED-
Regimes war, hat im Nachhinein nur 
in einem Punkt etwas Gutes: Er ist frei 
von anderweitigen Verpflichtungen 
und könnte sich mit ganzer Kraft die-
sem wichtigen Amt widmen und den 
Vorkämpfern für die Deutsche Einheit 
wieder ein Gesicht in unserer politisch
zerrissenen Gesellschaft geben. Wir 
Betroffenen erwarten von dem zu-
künftigen Opferbeauftragten das volle 
Engagement für alle SED-Opfer, darin 
eingeschlossen die Ausgereisten, 
Flüchtlinge und aus politischer Haft 
Freigekauften, der einzigen Personen-
gruppe, die noch 32 Jahre nach der 
Wiedervereinigung durch systemati-
sche Nichtbeachtung diskriminiert und 
sozial benachteiligt wird gegenüber 
denjenigen, die das demokratische 
Deutschland 40 Jahre lang mit allen 
zu Verfügung stehenden Mitteln be-
kämpft und sabotiert haben.

Dieser Offene Brief ist ein unsanfter 
Weckruf an die politisch Verantwort-
lichen, endlich zu handeln und eine
akzeptable Personalentscheidung im 
Sinne der SED-Opfer und nicht schon 
wieder aus parteitaktischem Kalkül zu 
treffen. Der letzte Arbeitstag von Ro-
land Jahn ist in greifbarer Nähe! Es ist 
höchste Zeit zum Handeln.

Felix Heinz Holtschke 
VOS-Landesvorsitzender NRW

Düsseldorf, den 27.05.2021
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Wir trauern um
Arndt Senf Bezirksgruppe Wurzen
Bodo Wegner Bezirksgruppe Westprignitz
Horst Schnabel Bezirksgruppe Wurzen
Hans-Joachim Hack Bezirksgruppe Reichenbach-Vogtl.
Gisela Hübner Bezirksgruppe Karlsruhe
Hans Steffen Bezirksgruppe Hamburg
Christa König Bezirksgruppe Arnstadt-Gotha
Werner Modrow Bezirksgruppe Stuttgart
Rudolf Leidel Bezirksgruppe Arnstadt-Gotha

Die VOS wird ihnen ein ehrendes
Gedenken bewahren

Es geht um Erkenntnisse und um mehr Hilfe für die Opfer
Angebot einer Onlinebefragung zu Unterstützung für politisch Verfolgte der SED-Diktatur
Viele Menschen, die in der SBZ/DDR politische Ver-
folgung oder staatliche Willkür erlebt haben, leiden 
noch immer an den Folgen. Zahlreiche Maßnahmen 
wurden ergriffen, um die materiellen und psychischen 
Auswirkungen zu lindern. Wie diese Maßnahmen von 
den Betroffenen im Land Berlin bewertet werden, un-
tersucht jetzt eine wissenschaftliche Studie. Der Berli-
ner Beauftragte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
hat damit das Berliner Institut für Sozialforschung be-
auftragt. Vom 1. bis 30. Juni läuft dazu eine Online-
Befragung. 

Ziel ist es, die Beratungsangebote für in der SBZ/
DDR politisch Verfolgte oder staatlicher Willkür aus-
gesetzte Personen im Land Berlin zu untersuchen. 
Wie haben sie die vorhandenen Angebote von 1990 
bis 2020 genutzt? Wie bewerten Betroffene diese? 

Von Interesse ist zudem, welche Erfahrungen sie im 
Rahmen der Antragstellung sowie im Zuge von Reha-
bilitierungsverfahren in Berlin gemacht haben. 

Die wissenschaftliche Studie soll außerdem heraus-
arbeiten, welche Auswirkungen eine politische Ver-
folgung der Eltern in der SBZ/DDR auf deren Kinder 
hat. Hier geht es zum Beispiel um deren beruflichen 
Werdegang und soziale Situation.

Konkrete Handlungsempfehlungen für Poli-
tik und Verwaltung liefern
Die Ergebnisse der Befragung sollen über die Sicht 
der Befragten informieren und konkrete Handlungs-
empfehlungen für Politik und Verwaltung liefern. 

Teilnahmevoraussetzungen
Die Befragung richtet sich an Berlinerinnen und Ber-
liner, die in der SBZ/DDR politischer Verfolgung o-
der staatlicher Willkür ausgesetzt waren.
Die Befragung richtet sich zudem an Berlinerinnen 
und Berliner, deren Eltern in der SBZ/DDR politisch 
verfolgt wurden. Auch Personen, die nach 1989/90 
geboren wurden, sind ausdrücklich angesprochen.

Einladung zur Teilnahme
Sie können den Fragebogen im Internet unter folgen-
der Adresse abrufen:  https://studie.bis-berlin.de/.
Machen Sie gern Familienmitglieder, Freunde und
Bekannte auf diese Befragung aufmerksam. 

Datenschutz und Kontakt
Die erhobenen Daten werden entsprechend der EU-
Datenschutzrichtlinien streng vertraulich behandelt. 
Das Ausfüllen des Online-Fragebogens erfolgt ano-
nym, es können keine Rückschlüsse auf einzelne Per-
sonen getroffen werden.
Wenn Sie Fragen haben, oder Unterstützung beim 
Ausfüllen des Fragebogens benötigen, nehmen Sie 
gerne telefonisch oder per E-Mail-Kontakt mit dem 
Institut auf.
Dr. Eva Schulze, BIS Berliner Institut für Sozialfor-
schung Tel.: 030 / 31 00 09 0;
E-Mail: mail@bis-berlin.de
Hintergrund
Das Berliner Abgeordnetenhaus beschloss im Jahr 
2017, die im Land Berlin für den Zeitraum von 1990 
bis 2020 ergriffenen Maßnahmen zur Aufarbeitung 
des Unrechts in der SBZ/DDR zu untersuchen. Mit 
dieser Aufgabe wurde der Berliner Beauftragte zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur betraut. Die Onlinebe-
fragung ist Teil dieser Untersuchung.
 

Aufruf zum Gedenken an den 
Volksaufstand vom 17. Juni 1953

Traditionell wollen wir wieder des Volksauf-
standes vom 17. Juni 1953 gedenken. Am

Donnerstag, dem 
17. Juni 2021 um 10 Uhr 

findet die Gedenkfeier der VOS  in Berlin 
statt. Wir alle sind aufgerufen, an dieser 

Veranstaltung teilzunehmen und 
die Opfer zu ehren.

Ort:  Steinplatz in Berlin Charlottenburg,
5 Minuten Fußweg vom Bahnhof

Zoologischer Garten - Hardenbergstraße.
Wir weisen darauf hin, dass die geboten Min-
destabstände eingehalten werden und weiter-
hin Maskenpflicht besteht.
 
 



Ein „Dreigestirn“ wie es nun 
leider nicht mehr existiert 
Die großen Zeiten neigen sich dem Ende, 
doch die Erinnerungen bleiben uns erhalten
Ein Klassiker unter den Erinnerungsfotos: Zu sehen 
ist ein „Dreigestirn“, das die Aufarbeitung der sozia-
listisch / kommunistischen Diktatur wesentlich mit 
Inhalten und Leben versorgt hat. Rechts der im letz-
ten Jahr verstorbene ehemalige Bundesvorsitzende 
der VOS Ehrhard Göhl, in der Mitte der Verleger und 
frühere Landesvorsitzende der VOS Xing hu Kuo 
(ebenfalls verstorben), ganz links Gustav Rust, der 
sich Ende der 1990er Jahre und in den frühen 2000er 
als Mitgestalter von Protesten und Buchautor erwies. 

Die drei waren im Zuge der Vereinigung „Hilferufe 
von drüben“ aktiv, an dem der frühere ZDF-
Redakteur Gerhard Löwenthal („ZDF-Magazin“) be-
teiligt gewesen ist. Das Foto im Hintergrund zeigt 
Gerhard Löwenthal, der bis zu seinem Tode der VOS 
eng verbunden war. V. Bosse / Foto (© G. Rust)

Es wird ernst, und die Zeit ist knapp
Vorwahlkampf: VOS-Interessen sollten in
Wahlprüfsteinen konkret benannt werden
Liebe Kameradinnen und Kameraden, 
liebe Freundinnen und Freunde, 
wir befinden uns in einem wichtigen Vorwahlkampf,
und wir alle, auch wir in der VOS, sind gut beraten, 
unsere Stimme dort zu erheben, wo wir mit Politikern 
in den nächsten Wochen und Monaten zusammen-
treffen, die sich ihren Platz im Deutschen Bundestag 
erobern wollen. Stellt also unbedingt die Kardinalfra-
gen. Unsere Stimme, insbesondere gegen das Renten-
Unrecht, muss überall wo möglich gehört werden.
Nutzt dazu auch die Internetseiten der IEDF mit der 
exzellenten Dokumentation, insbesondere unseres 
gemeinsamen Kampfes gegen das Fremdrentenun-
recht.

Gemeinsam mit dem BV werden wir in den nächs-
ten Wochen die Wahlprüfsteine 2021 erarbeiten und 
mit euch abstimmen, mit denen Ihr die Politi-
ker*innen aller Parteien vor dem 26. September kon-
frontieren könnt. Viele Möglichkeiten als den bevor-
stehenden Wahlkampf für den 20. Deutschen Bun-
destag zur Reklamation unserer Interessen werden 
wir wohl nicht mehr bekommen ...
Mit kameradschaftlichen Grüßen. Felix-H. Holtschke

VEREINIGUNG DER OPFER 
DES STALINISMUS e.V. (VOS)
Hardenbergplatz 2, 10 623 Berlin
PVSt Deutsche Post, Entgelt bezahlt, G 20 666
„Freiheitsglocke“, herausgegeben von der Vereinigung der Opfer des Stali-
nismus e.V. - Gemeinschaft von Verfolgten und Gegnern des Kommunismus -
(gemeinnützig und förderungswürdig), erscheint seit 1951 im Selbstverlag zwölf 
mal jährlich, ab 2014 in 6 Doppelausgaben
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